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Deutſcher Heeresbericht.
Großes Hauptquartier, 19. Auguſt 1918. Amtlich.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. Südweſtlich von Bail

leul folgten ſtärkſtem Feuer engliſche Angriffe zwiſchen Meteren
und Merris. Sie wurden in unſeren vorderen Kampflinien
abgewieſen. Beiderſeits der Lys rege Erkundungstätigkeit des
Feindes. Jn örtlichen Gefechten nördlich der Ancre ſchoben
wir unſere Linien vor und machten Gefangene.

Heeresgruppe Voehn. Zwiſchen Ancre und Oiſe am frühen
Morgen heftiger Feuerkampf. Der Feind ſtieß mehrfach zu
ſtarken Teilangriffen vor.

Südlich der Somme ſcheiterte ein Angriff auſtraliſcher Trup-
pen gegen Herleville. Nordweſtlich von Roye hatte ein eigner
Vorſtoß Erfolg. Franzöſiſche Angriffe beiderſeits der Straße
Amiens--RNoye wurden überall, teilweiſe im Gegenſtoß, abge
wieſen. Mehrere Panzerwagen wurden zerſchoſſen, einige von
unſerer Jnfanterie durch Handgrangaten außer Gefecht geſetzt.
Ebenſo brach ſüdlich der Avre mehrfach wiederholter Anſturm
des Feindes zuſammen. Der Gegner drang in den Weſtteil von
BVeuvreignes ein; wir nahmen die dort kämpfende Truppe an
den Oſtrand des Ortes zurück. Nordweſtlich von Laſſigny ſchlu-
gen wir feindliche Teilangriffe und mehrfach wiederholte Vor
ſtöße ab. Weitere Angriffsverſuche hielt unſer Feuer nieder.
Zwiſchen Oiſe und Aisne begann am frühen Nachmittag ſtarker
Artilleriekampf. Gegen Abend griff der Feind nach ſtärkſter
Feuerſteigerung zwiſchen Carlepont und ſüdöſtlich von Nouvron
an. Unſere vorderen Truppen hielten in mehrſtündigem er-
bitterten Ringen den feindlichen Anſturm auf, der überall vor
unſeren Kampfſtellungen zuſammenbrach.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. An der Vesle beider-
ſeits von Braisne bei auflebendem Fenuerkampf kleinere Jnfan
teriegefechte.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.
(Wiederholt, da nur in einem Teil der geſtrigen Auflage.)

Ziele der Fochſchen Offenſive.
Berlin, 19, Anguſt. (Offiziös.) Die weitgeſteckten Opera-

tionsziele des Feindes bei ſeinem mißlungenen Angriff am
17. Auguſt beiderſeits der Ayre wurden aus erbeuteten Karten
einwandfrei feſtgeſtellt. Hiernach war das Angriffsziel des
17. Auguſt ſüdlich der Avre der mehr als acht Kilometer rück-
wärts unſerer Kampffront gelegene Wald ſüdlich Avriecourt.
Bekanntlich brachen die ſtarken Feindangriffe dieſes Tages unter
ſchweren Verluſten bereits vor unſeren Kampflinien zuſammen.
(W. T. V.)

Engliſcher Bericht hom 13. Auguſt abend s. Die Engländer
führten heute eine erfolgreiche örtliche en an einer
Front von mehr als vier engliſchen Meilen S Kilometer)
zwiſchen Vieur-Berquin und Bailleul durch. it geringen
Verluſten wurde unſere Linie an dieſer
von 1000——2000 Yards vorgeſchoben. Das Dorf Cutterſteene (7)
und einige verteidigte Gehöfte und Häuſer wurden genommen
und mehr als 400 Gefangene gemacht. Die Engländer machten
auch ſüdweſtlich von Merville und zwiſchen Chilly und Franſart
Fortſchritte.

Fliegerangriffe auf franzöſiſche Städte. Berlin, 19. Aug.
Offigzios.) Unſere Luftſtreitkräfte waren in den Tagen vom

13. bis 16. Auguſt wieder außerordentlich tätig. Trotz teilweiſe
ungünſtiger Witterung wurden u. a. die Städte Dünkir chen,
Calais, Boulogne, Rouen, Amiens und Eperney
mit 250 340 Kilogramm Boniben und große Truppenanſamm-
lungen im Sommegebiet mit Wurfgranaten und Maſchinen
gewehren angegriffen. Jn der Nacht vom 15. zum 16. flog in
folge Bombenwurfe das MunitionslagervonBeuvrh
unter ungeheuren Exploſionen in die Luft. Es entſtand ein
Brand, der weitere Exploſionen zur Folge hatte. Der Gegner
verlor in dieſen vier Tagen 87 Flugzeuge, und zwar 79 im
Luftkampf und acht durch Flak. Acht Ballone wurden von
unſeren Fliegern brennend zum Abſturz gebracht. (W. T. B.)

Bern Auguſt. Petit Pariſien meldet aus Rouen: Stadt
und Weichbild von Rouen wurden in der Nacht zum 17. Auguſt
von deutſchen Flugzeugen angegriffen. Calais wurde
in der Pacht zum 17. Auguſt mit etwa 50 Bomben belegt. Einige
Häuſer wurden ſchwer beſchädigt, Verluſte an Menſchenleven
ſind nicht zu beklagen. Jn der gleichen Nacht wurde auch Dün-
kirchen von deutſchen Fliegern bombardiert. (W. T. V.,)

B l i 9. A Amtlich.Von U-Bvoten verſenkt. Berlin, 19. Auguſt r
Neue Erfolge unſerer Mittelmeer-U-Voote: Dampfer von
ufammen etwa 16 000 Br.R.T. Der Chef des Admiralſtabes
er Marine. Türkiſche „Angliedernngen“.

i el, 17. Auguſt. (W. T. V.) Das Amtsblatt Lekefſentlich einen an die drei der Türkei angegliederten
kaukaſiſchen Bezirke gerichteten Er la ß, worin zunä ſt darauf
bingewieſen wird, daß die Feſtungen Kars, Ardahan und
Baſtum und das ſie umgebende Gebiet das ſeit der Regierung
des Sultans Selizn und Suleiman Kan allmählich der Türkei
angegliedert worden ſet, infolge des Krieges von 1878 als Erſatz
für eine Kriegsentſchädigung in die Hand des Feindes über
ingen. Seit dieſer Zeit habe das Kalifat als Beſchützer des

Jſlam nie aufgehört, an traurigen Lage der Bevölkerung
ieſer Lä eil zu nehmen.d W en bote dem Allmächtigen, daß es wög wurde,

ſie neuerlich dem Reiche wieder einzuverleiben. Er drückte ſeine
Genugtuung über das Ergebnis der Volksabſtimmung aus, die

emäß der von den Vertretern der verbündeten Herrſcher des
Seutſchen Reiches, Heſterreich- Ungarn Bulgarien und der
Türkei mit Rußland abgeſchloſſenen e veranſtaltet
wurde, und erklärl, den von der Bevölkerung bekundeten Wunſch
nach Angliederung an die Türkei entgegenzunehmen. Weiter
heißt es in dem Erlaß. daß der Sultan im Miniſterrat den Be
ſehl erteilte, dieſe Länder als integrierender Beſtandteil der

die Verhältniſſe noch ſchlimmer.

ront in einer Tiefe

Türkei zu betrachten und ihre Verwaltung entſprechend zu
organiſieren.

Verfolgung der Friedensfreunde in Frankreich. Lyoner
Blätter melden aus Paris: Der trotz behördlichen Verbotes
unternommene Verſuch der Abhaltung einer geheimen Tagung
der franzöſiſchen Syndikaliſtenverbände in Paris am 13. d. M.
iſt an der polizeilichen Neberwachung geſcheitert. Ein Teil
der Delegierten aus dem Departement iſt „wegen Ge-
fährdung der Sicherheit der Republik“ verhaftet worden.
Die Tagung ſollte ſich ausdrücklich mit den Anträgenüber
Friedensfragen befaſſen.

Rußland.
Die Lage der Sowjetregierung.

Moskau, 17. Auguſt. (P. T. A.) Die ausländiſche Preſſe
t die Lage der Sowietmacht als ſehr bedroht und kurz vor

em Sturze ſtehend dar. Dieſe Lügen erregen die Entrüſtung
der Bevölkerungsmaſſen, die ihrer eigenen Kraft und der Kraft
der Sowjetmacht gewiß ſind. Am Sonntag, den 11. d. M., hat
eine große
Man ſah dort die Proletarier ihre Begeiſterung für die Sache
der Revolution und die Fortſchritte der militäriſchen Vorberei
tungen äußern. Zahlreiche Mitglieder der Sowjetregierung
und der Kommuniſtenpartei wohnten der Truppenſchau bei.
Die militäriſche Porbereitungen der Arbeiter machte einen aus
e Eindruck. Nach der Truppenſchau fanden große

erſammlungen ſtatt, in denen die bolſchewiſtiſchen Redner mit
Begeiſterung empfangen, die kommuniſtiſchen Reſolutionen an-
genommen wurden. Nach Schluß der Verſammlungen fand
r ierricher Umzug der Verſammlungsteilnehmer mit Muſik

att.
Rotterdam, 17. Auguſt. Dem Nieuwe Rotterdamſche

Courant zufolge ſchreibt der ruſſiſche Korreſpondent der Daily
News vom 13. aus Stockholm: Die Gefühle des Volkes ſind
r r mehr beherrſcht von der Abneigung gegen

en als einem Widerwillen gegen Deutſchland oder
gegen die Alliierten. Die Sowjettruppen gewannen allmählich
die Ueberlegenheit gegenüber den Tſchechen: die Tſchechen
hatten an verſchiedenen Stellen zurückgehen müſſen. Daher die
Bitterkeit gegen die Alliierten, die in der Furcht wurzelte, daß
dieſe, nachdem ſie ſich mit den Tſchechen vereinigt hatten, einen
Ring um das von den Sowjets beherrſchte Rußland ziehen und
die Lebensmittelzufuhr von Sibirien abſchneiden würden. Jn
Moskau iſt es in den letzten Wochen nur ſehr ſchwer geweſen,
etwas zu eſſen zu bekommen. Die Brotration fiel auf ein
Achtelpfund, oft beſtand ſie aber in einem Strohkuchen an Stelle
von Brot. Man kündigt an, daß während einiger Tage überhaupt
kein Brot ausgegeben werden würde. Jn Petersburg waren

Am Sonnabend bekamen nur
die Arbeiter, die ſehr ſchwere Arbeit zu verrichten haben, Brot,
der Reſt der Bevölkerung mußte mit einer ſehr kleinen Menge
eingeſalzener und getrockneter Fiſche auskommen. Trotz dieſer
ſchwierigen Ernährungsverbältniſſe iſt es gelungen, in Peters-
burg die Cholera einzuſchränken. Anfänglich ſchien dieEpidemie ſehr gefährlich. Der Sowjet ließ aber überall in

kurzen Abſtänden abgekochtes Waſſer zur Verfügung ſtellen.
An den Hauptvplätzen wurden Freiluftbäder eingerichtet, die auch
mit abgekochtem Waſſer ausgerüſtet waren. Jn zablreichen
Stationen, die an vielen Stellen der Stadt eingerichtet waren,
wurden koſtenlos Jmpfungen vorgenommen. Die Bekämpfung

der Cholera war beſſer organiſiert als jemals unter der alten
Regierung. Das iſt vor allem der Energie des Vorſitzenden
der Gemeindeverwaltung in Petersburg Zinowiew zu ver-
danken, der auf Grund dieſes Erfolges von Lenin und Trotzki
in ein Triumphirat aufgenommen wurde. Die Ernte iſt ſo
ut, daß die Lebensmittelbeſchaffung mindeſtens für einige
ongte verbürgt iſt. Man wird dann auch die heutige Kriſis

ſchnell überwinden.
Bern, 19. Auguſt. Die hier erſcheinenden ruſſiſchen Nach

richten ſchreiben zur militäriſchen Lage in Rußland, daß ſie
ſich zu klären beginne. Es habe ſich gezeigt, daß die rote Armee
fich vorzüglich ſchlage und gute Führung habe. Sie habe ſich
bisher den Gegnern gewachſen gezeigt und die Lage zu ihren
Gunſten gewendet. Die Stellung der Sowjetregierung ſcheine
ſicher zu ſein.

Um die Kriegserklärung an die Entem.
Moskau, 19. Auguſt. Jm Moskauer Kreml, dem Sitz der

Sowjetregierung, finden unter dem Vorſitz Lenins dauernd
Beratungen ſtatt, die ſich mit der durch die japaniſche Jnter
vention geſchaffenen Lage beſchäftigen. Lenin hält an ſeinem
Entſchluß, keinen Krieg zu führen, feſt. Jn unterrichteten
Kreiſen wird jedoch angenommen, daß die Regierung durch den
Gang der Ereigniſſe gezwungen ſein werde, an Japan den
Krieg zu erklären Die Bevölkerung ſtehe aber neuen
kriegeriſchen Handlungen durchaus feindlich gegenüber.

Haagag, 19. Auguſt. Aus Neuyork wird hierher gekabelt: Die
Vereinigten Staaten erklären offiziell den Abbruch
aller Beziehungen zu der Regierung der Bolſche-
wiki in Rußland.

Kriegszuſtand mit Cngland. Der formelle Kriegszuſtand
Rußlands mit England iſft, wie verſchiedene Blätter
melden, am 16. Auguſt eingetreten

Die Bolſchewiſten in Frankreich feindliche Ausländer.
Zür ich, 10. Auguſt. Echo de Paris berichtet, daß die franzö
ſiſche Rzaierizng ie Feſtnahme der ruſſiſchen Staatsangehöri-

en in Frankreich angeordnet habe, die ſich als Anhänger der
olſchewiſtiſchen Zegerwrß bekennen. Vom 18. Auguſt ab unter

liegen dieſe Ruſſen derſelben Vorſchrift wie die anderen feind
lichen Ausländer.

n franzöſiſchen Blättern der äußerſten Linken wird
geſagt: Was in dieſem Augenblick vor ſich geht, iſt unerhört

Truppenſchau in Moskau ſtattgefunden.

Die franzöſiſche Republik oder vielmehr die, die über
die Macht verfügen, um in ihrem Namen zu ſprechen, haben be
ſtimmt, daß wir an einer militäriſchen Jnterven-
tion in Rußland teilnehmen. Sie haben niemanden ge-
fragt. Clemenceau habe Frankreich in das ſchlimmſte
aller Abenteuer geworfen.

Blutige Kämpfe um Jaroslau. Moskau, 10. Auguſt.
Die hieſigen Blätter berichten, daß die Kämpfe um Jaroslau,
die ſchließlich zur Eroberung der Stadt durch die Bolſchewiſten
führten, zu den blutigſten des ganzen Bürger-
krieges gehörten. Die Gegenrevolutionäre leiſteten der
roten Garde 15 Tage lang erbitterten Widerſtand. Die Stadt
ging mehrmals verloren und wurde zurückerobert. Die Sozial
revolutionäre hatten kurze Zeit die Oberhand. Als die rote
Garde ſchließlich durch Einſatz ſtarker Artillerie die Stadt end
gültig eroberte, nahm ſie furchtbare Rache. Von 1500 verhafte
ten Sozialrevolutionären wurden über 300ſtandrechtlich
erſchoſſen. Unter den Hingerichteten befinden ſich die beiden
Generale Karpow und Werowſkin.

Die Besteuerung des Besitzes.
Von Emanuel Wurm.

I.

Die Reichstagsverhandlungen über die Steuervorlagen haben
beſrätigt, was Bismarck 1884 über Sozialdemokratie und Sozial
reform ſagte und was auf jede den Jntereſſen der Arbeiterklaſſe
dienende politiſche Aktion zutrifft:

„Wenn es keine Sozialdemokraten gäbe und wenn nicht eine
Menge ſich vor ihnen fürchtete, würden die mäßigen Fortſchritte,
die wir überhaupt in der Sozialreform bisher gemacht haben,
auch noch nicht exiſtieren.“

Auch der Steuerſchutz der Minderbemittelten iſt keine Selbſt
verſtändlichkeit, ſondern ein Gegenſtand des Kampfes, bei dem
der politiſche Einfluß der Arbeiter nicht allein bedingt wird
durch ihre augenblickliche Macht, ſondern auch durch die Furcht
der Gegner vor der Zukunft! „Es müßte revolutio-
nierendwirken, wenn manden Beſitz nicht kräf-
tig erfaſſen würde,“ ſagte am 13. Mai der Zentrums-
abgeordnete Groeber im Hauptausſchuß. als die Finanz-
miniſter der Bundesſtoaten ſich gegen die Beſteuerung von Ein
kommen und Vermögen durch das Reich ſträubten! Und dieſe
Furcht vor der revolutionierenden Wirkung einer ganz aus-ſchließlichen Belaſtung der breiten Maſſen hat auf die Steuer
vorlage in den Kommiſſionsberatungen umgeſtaltend gewirkt:
während der Reichsſchatzſekretär drei Milliarden neue Steuern
gefordert hatte von denen etwa ein Drittel die Beſitzenden be
laſtet hätte, beſchloß der Reichstag 4,2 Milliarden Steuern, von
denen die Beſitzenden etwa die Hälfte, zwei Milliarden, zu
tragen haben werden.

Das iſt zwar keine Entlaſtung der Aermeren, denn nach wie
vor bleiben ihnen über zwei Milliarden aufgebürdet, und zwar
dauernd. Aber es iſt doch eine Mehrbelaſtung der Reichen.
Allerdings nur eine vorübergehende. Denn die Kriegs-
ſt e uer, deren Ertrag auf eine halbe Milliarde Mark ge-
ſchätzt wird, trifft nur das Mehreinkommen von 1917. Beſteuert
wird der Unterſchied zwiſchen dem über 10 000 Mk. betragen-
den Friedenseinkommen von 19183 und dem Kriegseinkommen
von 1917, und zwar bei re ſteigend bis 50 Prozent des
200 000 Mk. überſteigenden Mehreinkommens, bei Geſellſchaften
ſteigend bis 60 Prozent; außerdem wird eine Kriegsabgabe von
Vermögen über 100 000 Mk. erhoben. Vergeblich wurde von
der Unabhängigen ſozialdemokratiſchen Frak-
tion beantragt, die Abgabe von Mehreinkommen nicht nur
mit 5 bis 50 Prozent zu erheben. ſondern mit 10 bis 80 Prozent
und die Kriegsabgabe von Vermögen nicht nur mit eins bis
fünf vom Tauſend, ſondern mit zwei bis zehn vom Tauſend,
ferner das Reichserbſchaftsſteuer- Geſetz dahin ab-
zuändern, daß die Normalſätze der jetzigen Erbſchaftsſteuer auf
das Doppelte erhöht, Ehegatten und Kinder und Kindeskinder
zur Erbſchaftsſteuer mit Sätzen herangezogen werden, die nach
der Höhe des Erbanfalls zuzüglich des Vermögens dieſer Per
ſonen ſtufenweiſe anſteigen

Das alles galt den bürgerlichen Parteien als eine Art Ver-
mögenskonfiskation nach dem Muſter der Bolſchewiki aber
cine Woche nach Schluß des e forderte Walter Rathe-
nau im Berliner Tageblatt vom 21. Juli:

Der Kriegsgewinner ſoll zunächſt die allgemeinen Kriegs
ſteuern zahlen, dann aber noch eine Sonderſteuer, einmal ge
ſtaffelt nach dem prozentualen Verhältnis der Vermögenszu-
nahme, ſodann nach ihrem abſoluten Betrage. „Jm Höchſtfall
müßte die Sonderſteuer zuzüglich der allgemeinen Steuer eine
Abgabe von neunzig Prozent ausmachen. Wenn alſo jemand
bei einem Anfangsvermögen von 100 000 Mk. zwanzig Mil-
lionen erworben hat, ſo würden ihm zwei, Millionen bleiben.“
Rathenau meint, daß ſich während des Krieges Vermögen ver
tauſendfacht haben und er als Großinduſtrieller, der Einblick
in die Verhältniſſe hat, fügt hinzu: „Jch ſage mit Bewußtſein
vertauſendfacht und bleibe damit hinter Fällen der Wirklichkeit
zurück, denn die Zahl der Vermögen zwiſchen zehn und hun
dert Millionen iſt nicht gering, die Je aus dem
Nichts geſchaffen wurden. Wer mit nichks angefangen und
dreißig Millionen gewonnen hat, dem bleiben nach heutiger Ge
pflogenheit neben dem, was er verſteckt oder vertut, zwölf es
wäre mehr als ausreichend, wenn ihm zwei blieben.“

Dieſe Anſicht des SryfindnſtrieJen deckt ſich vollkommen mit
der unſerigen aber die Klaſſengenoſſen des Herrn Rathenau
wollten die Beſteuerung des n Spalte 2 von ſolchem
wirklichen Zugreifen in die überfüllten Kaſſen der Kriegsge-winnler nichts wiſſen. Es blieb bei der unzulänglichen „a u e re

o r e wtiteteeh für ahr 1918“alle weitergehenden Anträge wurden von lichen bürger-lichen Parteien abgelehnt. S hen bürg v
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Was der Reichstag beſchloſſen hat, iſt alſo ungureichend.Aber ſelbſt dieſe eſteuerung wirke nur
durch jene Furcht, der der Zentrumsabgeordnete Groeber ſo

ich weniger vor der
draſtiſchen Ausdruck verliehen hatte.

Die Regierungen dagegen fürchteten
Revolutionierung der Steuer za h ler als vor der Revolutio-
nierung des bisherigen Steuer ſyſtem s. Alle Finanzminiſter
der Bundesſtaaten traten der Reihe nach im Ausſchuß an. um
ihr Sprüchlein gegen dieſen „Eingriff in die Finanzhoheit der
Einzelſtaaten“ herzuſagen. Die laufenden direkten Steuern,
die Einkommen und Vermögensſteuer müßten, erklärte der
preußiſche Finanzminiſter v. Hergt, „als m ige und
ausbaufähige Steuern ihnen belaſſen werden. Jm Hinblick aufdie großen PVedürfniſe in Preußen ſei er gezwungen, im
dieſes Jahres mit einer Stenernovelle an den Landtag heran
treten. Wenn nun das Reich ſeinerſeits eine direkte, das Ein
kommen treffende Steuer machen wolle, ſo würde dadurch dieReform in rer durchkrenzt. Den Burgfrieden im Reiche
und auch zwiſchen den Einzelſtaaten aufrechtzuerhalten dadurch,
daß nicht ein Steuerzwiſt entfeſſelt wird, ſei nötig im Inter
eſſe des Reiches und der Bundesſtaaten

Gbenſo abweiſend äußerte ſich der bayeriſche Finanzminiſter
v Breuning: Es ſei eine Lebensfrage für die Bundes
ſtaaten; Grenzen, die das Reich den Bundesſtaaten ziehe, würde
deren Ausgabemöglichkeiten treffen, damit aber einen Kultur-
rückgang bedeuten. Dies würde ſchließlich dazu führen, daß das
Reich den Bundesſtaaten Zuſchüſſe gewähren müßte, damit ſie
ihre Kulturaufgaben erfüllen können. Damit werde aber der
für das Reich angeſtrebte Vorteil wieder verſchwinden, denn
das Reich müſſe das, was es auf der einen Seite gewonnen
habe, den Bundesſtaaten auf der anderen Seite wiedergeben.

Schließlich ſuchte er die indirekten Steuern dadurch ſchmack
haft zu machen, daß er ſagte: Die Theorie, daß die Konſum-
ſteuern in der Hauptſache die großen Maſſen belaſten, habe
längſt ihre Gültigkeit verloren. Denn eine ſtärkere Be
laſtung des Konſums habe hente eine ſofortige
Erhöhung der Löhne und Gehälter zur Folge.
Dieſe volks wirtſchaftliche Weisheit wird àm beſten illuſtriert
durch den jüngſt bekannt gewordenen Aufruf des Reichsver-
bandes zur Bekämpfung der Sozialdemokratie, in dem er von
den Unternehmern „Geld, Geld und nochmals Geld“ fordert,

eil heftige Lohnkämpfe nachdem Kriege zu er
warten ſind.“

Selbſtverſtändlich ſuchen die Arbeiter die ihnen auferlegten
Steuerlaſten durch Erringung höherer Löhne auszugleichen,
aber dazu bedarf es ſchwerer, opferreicher Kämpfe, die ſie ohne-
hin ſchon zur Hebung ihrer Lebenslage führen müſſen, nicht
daß ſie auch noch die Abwehr einer Verſchlechterung dazu zwin-
gen ſoll. Gewiß ſuchen auch die Unternehmer alle ihnen direkt
auferlegten Steuern auf die Maſſen r teils durch
Verteuerung der Produkte, teils durch Verſchlechterung der Ar
beitsbedinqungen. Aber dadurch, daß dieſe wirtſchaftlichen
Kämpfe von hüben wie drüben geführt werden, wird nichts dar-
an geändert, daß die Konſumſteuern zunächſt die großen Maſſen
belaſten und dann erſt durch nachfolgende Kämpfe entſchieden
wird, auf wen ſie abgewälzt werden. Der Widerſtand der Be-
ſitzenden gegen direkte Reichsſteuern beweiſt, daß es ihnen doch
nicht ſo leicht wird, ſolche direkte Steuern auf die Maſſen abzu
wälzen ſonſt würde dieſer Widerſtand nicht gerade von den-
jenigen Regierungen unterſtützt werden, die ſich auf ein
Klaſſenwahlrecht ſtützen. Es iſt kein Zufall, ſondern eben die
Folge eines demokratiſchen Wahlrechts, daß es der württem-
bergiſche Finanzminiſter war, der im Ausſchuß betonte, gegen
den Grundgedanken, den Beſitz durch das Reich ſteuer-
lich zu erfaſſen, nicht polemiſieren zu wollen. Und indem er
mit Recht auf den die anderen Bundesſtaaten weit übertreffen-
den Ausbau der württembergiſchen Landesſteuern, ihre Ver
anlagung und Eintreibung hinwies, erklärte er: „Wenn man
die Kriegsſteuern von 1916 im Reiche nach dem württember-
giſchen Verfahren erheben würde, ſo müßten ſtatt der ein-
gekommenen 5,5 Milliarden 9 Milliarden Mark
eingegangen ſein.“

Ein „Eingriff in die Finanzhoheit der Einzelſtaaten“, gegen
den dieſe ſich wehrten, iſt auch der Beſchluß des Reichstags, end
lich einen, wenn auch noch viel zu kleinen Schritt auf dem Wege
zur einheitlichen Durchführung der Reichsſteuergeſetze zu tun
durch ihre Errichtung eines Reichsfinanzhofes und die
Reichsaufſicht für Zölle und Steuern. Aller-dings iſt der Reichsfinanzhof nur oberſte Steuerbehörde für be
ſtinente Reichsobgaben, die Veranlagung und Beitreibung bleibt
nach wie vor bei den Landesbehörden und bekanntlich hat dies
ſelbſt den konſervativen Hiſtoriker Profeſſor Delbrück 1909 ver-
anlaßt, darauf hinzuweiſen, „daß die Veranlagungskommiſ-
ſionen in Preußen bei ihren Nachprüfungen milde ſind, denn
an ihrer Spitze ſteht der Land rat, und der Landrat iſt durch
Rückſichten der Politik wie der Karriere gezwungen, es mit
ſeinem Kreiſe, d. h. der Grundbeſitzer, nicht zu verderben.“

Zur Neutralität Spaniens.
San Sebaſtian, 18. Auguſt. (W. T. B.) Dateo ſtellt

in einer Mitteilung in Abrede, daß, wie einige Zeitungen be
haudten, wegen der Torpedierung ſpaniſcher Schiffe eine Note
nach Deutſchland geſendet worden ſei. Eine ſolche Note
beſtehe nicht. Das Kabinett habe einmütig den Entſchluß ge
faßt, die Neutralität Spaniens aufrechtzuerhalten. Er fügte
hinzu, daß der Cervantes nicht torpediert worden
ſei. Sein Verluſt ſei vielmehr dem Umſtande zuzuſchreiben,
daß die Ladung Petroleum Feuer gefangen habe.

San Sebaſtian, 18. Auguſt. Reuter. Jn ſeiner Er
klärung, in der er in Abrede ſtellte, daß eine Note an Deutſch
land geſandt worden ſei, proteſtiert Miniſter Dato gegen die
wiederholten Mitteilungen einiger Zeitungen über Spaniens
internationale Beziehungen. Er ſagt: Dieſe Mitteilungen ſind
darauf berechnet, die öffentliche Meinung unnötig zu erregen
und grundloſe Beunruhigung hervorzurufen. Das jetzige Kabi-
nett treivt eine Politik der Neutralität, die von dem ganzen
Lande ausdrücklich gebilligt wird. Es iſt beſonders verwerflich,
gerade jest die öffentliche Meinung zu beunruhigen., wo eineRegierung gebildet worden iſt, der Stsatsmanner verſchiedener

politiſcher Richtungen voll politiſchen Pflichtgefühls beigetreten
ſind. Wie groß auch dieſer Gegenſatz ſein mag, ſie alle ſind
der Anfſicht, daß die Neutralität aufrechterhalten
werden muß (W. T. SB.)

Die Anruhen in Japan.
Haag, 19. Auguſt. Aus Oſaka wird gemeldet: Die in der

Bevölkerung ausgebrochenen Unruhen haben den Charakter
offenen Aufruhrs angenommen, der zu ſchweren Beſorg-
niſſen Anlaß gibt. Faſt in jeder Stadt ſtehen Truppen zum
Eingreifen bereit. Die Volksmenge in Kobe ſteckte die Ge
bäude des großen Tageblattes Kobe Shimbun in Brand. Die
Polizei war den aufrühreriſchen Volksmaſſen gegenüber voll
ſtändig machtlos. Jn Tokio wurden die Fenſter vieler
Gebäude eingeſchlagen. Jn Nogoha waren etwa 30 000 Per
ſonen vier Nächte lang damit beſchäftigt, die Reis-
geſchäfte in Brand zu ſtecken. Die Polizei überwacht
die Poſt und Bahnlinien ſowie die Wohnungen der Miniſter.
Man nimmt an, daß die um das Dreifache geſteigerten Preiſe
für das Brot nur ein Vorwand ſind, um die Unzufrieden-
heit gegen die Kriegsgewinnler zum Ausdruck zu
bringen.

Die Kriegswahlen in England. Der Mancheſter Guardian
ſpricht ſich grundſätzlich gegen allgemeine Parla-
mentswahlen während des Krieges aus. Er verhehlt aber
nicht, daß Wahlen unvermeidlich geworden ſeien und ſpäteſtens
m Januar, möglicherweiſe aber noch vor Weihnachten ſtatt
finden müßten. Das Blatt appelliert an den Premierminiſter,
wenigſtens zwei Bedingungen durch Feſtlegung der Wahlen zu
erfüllen: 1.Jrland das Selbſtverwaltungsrecht zu

r e

des bedürfen,e h P h ne e e rn W7 2 er nenſeien.
Kriegsgewinnſtener in Amerika. Engliſche Blätter melden

aus Waſhington: Der amerikaniſche Finanzminiſter verlangt
die Erhebung einer einyeitlichen Kriegsgewinn-
teuer von Prozent. Auf dieſem Wege, ſagt er, können
ie vorausgeſehenen Milliarden für Kriegsſteuern einge

bracht werden.

Politiſche Ueberſicht.
Oſtfragen und Hauptausſchuß.

Von dem Ergebnis der Beratungen im Großen
Hauptquartier gilt noch immer: „Nix Gewiſſes weiß man
nicht“; wenigſtens wartet die Oeffentlichkeit noch immer
darauf, zu erfahren, was denn in den dort behandelten ver
ſchiedenen Fragen nun gelegentlich beſchloſſen worden iſt. Ueber
die pol niſche Frage iſt bis jetzt nur bekannt geworden, daß

olen ein ſelbſtändiges Königreich mit einem öſterreichiſchen
rzherzog an der Spitze werden ſoll. Wie man ſich die Löſung

der Unmenge anderer ſchwieriger Oſtfragen denkt, darüber iſt
man immer noch auf das Rätſelraten angewieſen. Jn den ſo-
enannten Randſtaaten können die feudalen Königsmacher an
cheinend gar nicht ſchnell genug in den Beſitz eines neuen, ge

liebten Landesberrn kommen, während doch die ganze politiſche
3 im Oſten noch derart iſt, daß es ſich die deutſche Regierun
noch dreimal überlegen ſollte, ehe ſie ſich hier irgendwie binden
eſtlegt. Es iſt das entſchieden klüger, als etwa heute ſchon

Feſtlegungen zu treffen, die denn möglicherweiſe nur bis zumSeginn allgemeiner Friedensverhandlungen Beſtand haben

önnten.
Muß hier alles vermieden werden, um die alten Fehler nicht

noch durch neue zu vermehren und zu verſchlimmern, ſo gilt dies
erſt recht zu Deutſchlands Stellung zur innerruſſiſchen Politik;hier muß jede Einmiſchung, ja ſchon der Schein einer ſolchen,
unterbleiben. Und der Gelegenheiten zu ſchweren politiſchen
Fehlern gibt es hier gar viele. Die Loslöſungs- und Selb-
ſtändigkeitsbeſtrebungen einzelner Völkerſchaften des ruſſiſchen
Reiches haben es mit ſich gebracht, daß die beſten Schichten dieſer
Volksteile Annäherung an und politiſche und militäriſche Unter
ſtützung bei Deutſchland ſuchen. Was dabei unter Umſtänden
herauskommen kann, das zeigen deutlich genug die mannig-
fachen Folgen, Erſcheinungen und Auswirkungen des mit der
Ukraine abgeſchloſſenen, ſogenannten „Brotfriedens“, be
ſonders aber an die Vertreter der deutſchen Regierung in Ruß-
land verübten Attentate.

Neuerdings iſt es die Republik der Donkoſaken, die
n des Deutſchen Reiches wirbt. Es wird darüber

erichtet:
„Als Ueberbringer eines für den Kaiſer beſtimm

ten Briefes des Atamans der Donrepublik, Koſaken-
enerals Krasnow, traf der Herzog Nikola v. Leuchten
erg vorige Woche in Berlin ein. Die wichtigen Beratungen

im Großen Hauptauartier verzögerten ſeine Abreiſe dorthin.
Der Herzog wird jedoch, nach der B. Z. a. M., in den nächſten
Tagen Gelegenheit erhalten, das Schreiben des Atamans dem
Kaiſer zu überreichen.“
Dieſer Herzog v. Leuchtenberg iſt, wie die J. K. zu berichten

weiß, eine recht intereſſante Erſcheinung. Als Führer der ruſ-
ſiſchen Gardekoſaken und Leibadjutant des früheren Zaren hat
er ebenſo eine politiſche Rolle geſpielt, wie vor dem Kriege als
ruſſiſcher Emiſſär in Abeſſinien zu einer Zeit, als Rußland
die Verſtändigung mit England und Italien noch nicht abge
ſchloſſen hatte. Unter Kerenſki hat der Herzog v. Leuchtenberg
den Zug Kornilows nach Petersburg mitgemacht und ſeit dem
Siege der Bolſchewiki dient er dem Koſakengeneral Krasnow,
der am Don einen konterrevolutionären Feldzug führt. Auf
das Treiben dieſer Gruppe hat die ruſſiſche Räterepublik ſtets
mit beſonderem Mißtrauen geblickt. Jn dem bekannten Aufruf
des zentralen Exekutivkomitees der Sowjets an die Arbeiter
der Ententeſtaaten hieß es bekanntlich:

„Die Agenten der Entente Regierungen haben gegen bar
denſelben General Krasnow gekauft, der gegenwärtig Hand
in Hand mit dem deutſchen Militär verſucht, Rußland von der
Donetzer Kohle und vom Kubanſchen Brot abzuſchneiden, um
Rußland zueinemwehrloſen Opferdes deut
ſchen und ruſſiſchen Kapitals zu machen.“

Sofort nach Bekanntwerden dieſes Aufrufs veröffentlichte
die Kölniſche Zeitung eine offenbar offiziöſe Erwiderung, daß
die deutſche Regierung gar nicht daran dächte, ſich mit General
Krasnow in irgendwelche feindſeligen Verabredungen gegen die
Räterepublik einzulaſſen und daß es ihr völlig fernliege, Ruß-
land von Brot und Kohle abſchneiden zu wollen. daß ſie im
Gegenteil ſchon die Unterſtützung der Bolſchewiki mit Nah-
rungsmitteln und Brennſtoffen vorbereite. Und jetzt fährt der
Abgeſandte des Generals Krasnow zu feierlichem Empfang ins
Große Hauptauartier. Das wird ſchwerlich dazu beitragen, das
Mißtrauen der Bolſchewiki zu überwinden.

Die Donkoſaken ſtehen gegenwärtig, wie man weiß, noch
gegen die Bolſchewiſten in Waffen. Den Oberbefehl
über ihre Streitkräfte hat der Kriegsminiſter der Donrepublik,
General Demiſſow, inne. Während mit der Ukraine freund
ſchaftliche Beziehungen beſtehen, herrſcht Todfeindſchaft gegen
die Bolſchewiſten, von denen auch die Kuban und die Terek-
koſaken nichts wiſſen wollen. Dem Herzog von Leuchtenbergſoll nach demſelben Blatt nach Erledigung ſeiner jetzigen Sen-

dung die ſtändige Vertretung der Don regierung
in Berlin übertragen werden.

Vorausſetzung dafür wäre natürlich, daß Deutſchland die
Donrepublik anerkennt. Das kann ſelbſtverſtändlich erſt dann
geſchehen, wenn die Gewißheit beſteht, daß dadurch die Be
ziehungen zur ruſſiſchen Zentralregierung keine Trübung er-
fahren. Der deutſchen Politik vor dem Kriege hat nichts ſo
ſehr geſchadet wie der Verſuch, abwechſelnd mit allen Staaten
gut Freund zu ſein. Der Fehler darf jetzt im Oſten nicht
wiederholt werden. Gerade angeſichts der ruſſiſchen Verhält-
niſſe muß aber die richtige Politik nicht nur gemacht ſondern
auch ausgeſprochen werden.

Daß die deutſche Regierung ihre Oſtpolitik bisher nicht
immer nach ſolchen Geſichtspunkten orientiert hat, das iſt nicht
zuletzt auch die Schuld des deutſchen Reichstages,
der ſich durch ſein bieheriges ſchwächliches Verhalten leider
jedes nachhaltigen Einfluſſes auf die Regierung begeben hat
und der fich ſcheint's bei der Entſcheidung bedeutſamer und
weittragender Fragen auch weiterhin ruhig ausſchalten läßt.
Denn noch ſteht es nicht einmal feſt, ob wenigſtens der Haupt-
ausſchuß einberufen wird. Ob der Hauptausſchuß des
Reichstages einberufen wird und wann das geſchehen ſoll, das
hängt, wie der Lokalanzeiger zu berichten weiß, nicht etwa von
dem Ausſchuß ſelbſt oder w Vorſitzenden, ſondern von
dem Reichskanler ab. raf Hertling befindet ſich fern
von Berlin, er wird erſt in 10 bis 12 Tagen zurückerwartet und
dann erſt wird angeblich über die r pae einer Einberufung
des Hauptausſchuſſes entſchieden werden.

Laut B. T. und Vorw. werden heute, Dienstag, nachmittag
die Fraktionsführer des Reichstages von dem
Vigekanzler von Payer und dem Staatsſekretär des Aus
wärtigen von Hintze empfangen werden, um Mitteilungen
über die Verhandlungen im Großen Hauptquartier entgegen-
zunehmen. Es werden dabei vornehmlich die verſchiedenen
Fragen der Oſfſtpolitik zur Erörterung gelangen. Jm An
ſchluß an dieſe Konferenz ſoll auch über die Einberufung
des Hauptausſchuſſes Beſchluß gefaßt werden. Nach
den Jnformationen des B. T. iſt dies mit Sicherheit zu er
warten. Der Vorwärts ſchreibt: „Jm Falle des Zuſammen-
tritts des Hauptausſchuſſes wird es ſich i nur um Polen
handeln. ſondern mehr noch, um die uſatzverein-
barungen zum Breſter Frieden, die die derRegierung mit der ruſſiſchen abzuſchließen beabſichtigt. DieſeZuſatzvereinbarungen würden ſelbſtwerſtendlich ebenſo wie der l

ungslos ſcheint demnach die Ausſicht, daß dier wenigſtens in ihrem ſogenannten
Hauptausſchuß verſuchen wird, ein beſcheidenes Mitbe-
ratungsre t in den neueſten Oſtfragen zu erlangen, doch
nicht zu ſein. ß der Reichstag aber endlich einmal den
Willen und die Kraft zum wirklichen und entſcheidenden
Mitbeſtimmungsrecht aufbringen wird, dafür bieten
ſeine bisherigen Leiſtungen leider keinerlei Gewähr.

Helfferich tritt zurück?
Wie Berliner Blätter melden, wird ber erſt vor kurzem zum

deutſchen Vertreter bei der Sowjetregierung ernannte Staatsc Dr. Helfferich auf C äh in Pleskau nicht
wieder zurückkehren. Der Loka der die beſchleunigte
Abreiſe Helfferichs aus Moskau übereilt nennt, ſpricht ſogar
von einem völligen Verſchwinden Helfferichts aus der öffent-
lichen Tätigkeit. Das iſt indes bei der ganzen Veranlagung des
Herrn r kaum anzunehmen; er wir ſich ſchon irgendwie
wieder der ierung „zur Verfügung“ halten. Was ihn ver
anlaßt hat, ſein Gaſtſpiel als Geſandter in Moskau ſo jäh wie-
der abzubrechen, darüber laſſen ſich nur Vermutungen anſtellen,
Die Deutſche Zeitung will wiſſen, daß die Gründe für die Rüd-
kehr der erichs in Meinungsverſchiedenheiten
über die Rußland gegenüber zu beobachtende Politik zu ſuchenſeien, die zwiſchen Veiſfferich und dem Staatsſekretär des Aus-

wärtigen Amtes zu beſtehen ſchienen. Es bleibt abzuwarten,
wieweit ſich alle dieſe Mitteilungen beſtätigen. Ungewiß iſt
jedenfalls noch, ob die deutſche Geſandtſchaft in Pleskau über
aupt in Tätigkeit tritt. Der mit der Führung der Geſchäfte

beauftragte Legationsrat Dr. Riepler hat ſeinen Wohnſitz
einſtweilen in Reval genommen.

Wenn zwei dasſelbe ſagen
Graf Reventlow tobt alltäglich in der Deutſchen Tageszeitung

umher. Augenblicklich wütet er gegen den Völkerbund als eine
„Jdee“ und „Phraſe“ bei manchem ſind Jdeen und Phrafen
wirklich dasſelbe und verſetzt noch immer dem toten Kühl-
mann die bekannlen Tritte. Dabei rutſcht der Herr Graf fol
gendermaßen aus:

„Wenn zwei dasſelbe ſagen, ſo iſt es bekanntlich oſt nicht
dasſelbe. Wenn ein Staatsmann, den man als feſt, poſitiv
kennt, erklärt: Neben dem Erfolge der Waffen müſſe auch die
Diplomatie eine große und ſchwere Leiſtung erſten Ranges
vollbringen, um dem Deutſchen Reiche die Zukunft zu ſichern,
ſo würden wir eine ſolche Aeußerung mit aller Anerkennung
und Genugtuung begrüßt haben. Herr von Kühlmann
war aber Herr von Kühlmann.“

Mit anderen Worten: Graf Reventlow gibt zu, daß Kühl-
manns Aeußerung an ſich ganz unverfänglich und zutreffend
war und von den Reaktionären lediglich aus Haß gegen den
Mann zur Hetze gegen ihn ausgenutzt worden iſt. Auch dieſes
Geſtändnis ſollte man ſich merken.

„Friedensarbeit“ der J. K.
Jn einem Artikel: Kommt der Friede näher? wendet ſich

die J. K. gegen die im Volke verbreitete Anſchauung, daß
durch die jüngſten Ereigniſſe an der Weſtfront der Friede
vielleicht näher gekommen ſei. Dieſe Anſchauung baſiert auf
der grundfalſchen Annahme, beide Parteien würden ſich immer
mehr überzeugen, daß keine die andere überwältigen könne und
dann läge die Schlußfolgerung nahe, daß man ſich verſtändigenmüſſe, ehe die ganze euroväiſche Kultur über dieſem furchtbaren

Kriege zugrunde Pre. Die J. K. iſt entſchieden der gegengeſetz-
ten Anſicht, daß der Kriegswille der Entente gewaltig geſtärkt
werden würde, wenn der Feldzug dieſes Jahres weiter wie
bisher in Teilerfolgen bald für die eine, bald für die andere
Partei verliefe. Denn dann würden die Ententeſtagatsmänner
ihren Völkern erklären, das Jahr 1918 ſei das ſchlimmſte ge
weſen, da die Amerikaner noch nicht fertig geweſen wären, die
Deutſchen aber alle Truppen von der Oſtfront hätten herbei-
holen können. Es wäre Verbrechen und Wahnſinn, jetzt den
Kampf abzubrechen und einen ungünſtigen Frieden einzugehen.
Die Friedensſtrömung unter den Arbeitern Frankreichs und
Englands hält die J. K. für viel zu ſchwach, um Clemenceau
und Lloyd George zu ſtürzen. Für die J. K. gibt es deshalb
nur einen Weg zum Frieden:

„Wir haben keinen Grund, den Kopf hängen zu laſſen.
Wir haben kritiſchere und viel ſchwerere Zeiten durchgemacht,
etwa als die Ruſſen vor Lemberg und die Engländer vor
Konſtantinopel ſtanden. Hindenburg und Ludendorff haben
dutzendmal bewieſen, daß ſie Feldherren von vielen Reſſourcen
ſind, die immer noch die Lage zum Erfolg zu wenden wiſſen.
Aber über eines müſſen wir uns klar ſein: Der Weg zum

eht heute wie vor vier Jahren nur über deutſche
Siege. Jede deutſche Schlappe iſt ein Triumvh der fana-

tiſchen Kriegstreiber, die ſeit Kriegsbeginn in den Entente
ſtaaten die Regierung innehaben. Es gibt keine falſchere
Anſchauung als die, daß nur das viele deutſche Siegen die
ſtolzen Feinde davon abhalte, in einen ehrenvollen Vergleichs
n zu willigen. Ein Narr, wer glaubt, daß wir durch

jemals dem Verſtändigungsfrieden näher
mmen.
So ſchreibt ein Organ der abhängigen Sozialdemokratie

In der Humanité beſpricht Marcel Cachin in einem
Leitartikel mit der Ueberſchrift: Ein vernünftiger Mann das
Schreiben Lord Lansdownes. Cachin wirſt dabei einen Rüd-
blick auf die vier Kriegsjahre und er kommt zu der Anſi ht, daß
das Gleichgewicht der militäriſchen Kräfte nicht gebrochen ſei,
daß alſo eine Entſcheidung durch das Schwett nicht vorausgeſagt
werden könne. Er ſchließt ſich der Anregung Lansdownes an
und wünſcht die Gelegenheit zu einer Unterredung zwiſchen den
kriegführenden Regierungen.

Heilmann aber ſagt: c C„Der Weg zum Frieden geht nur überdeutſche Siege.“ geh
Uebergriffe des Völkerbundes für „Freiheit und

Vaterland“.
Die Zeitungskorreſpondenz des Bundes für Freiheit und

Vaterland leiſtet ſich eine leichtfertige Anrempelung der Ge-
werkſchaften und der Unabhängigen Sozialdemokratie. Dieſe
überflüſſigen Vereinsmeier ſchreiben:

„Die freien Gewerkſchaften und der Volks
bund für Freiheit und Vaterland.

Der Beſchluß der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften,
dem Volksbunde beizutreten, iſt von einem kleinen Teil
der Gewerkſchaftsmitglieder, die der Unabhängigen So-

al demokratie angehören, lebhaft angegriffen worden.
s war ihnen dabei aber weniger um grundſätzliche

Gegnerſchaft k. den Volksbund zu tun, als
vielmehr um die willkommene Gelegenheit, den verhaß-
ten Gewerkſchaftsführern eins auszuwiſchen. Es
zeigt ſich jetzt aber immer mehr, daß die große Mehrheit der
Gewerkſchaftsmitglieder durchaus Verſtändnis dafür hat, daß
n im Intereſſe der Arbeiterſchaft eine möglichſt breite
Kreiſe umfaſſende Kampffront für den Frieden der Verſtändi-
u und für freiheitliche innerpolitiſche Reformen, insbe
ondere für den Kampf um das gleigebildet werden muß. gleiche Wahlrecht in Preußen

Dazu iſt zu bewerken, daß die Vorgänge inne ewertſchaften dieſen Bund gar nichts anſehen Mit okarr ver
ſtändnisloſigkeit er den Dingen gegenüberſteht, zeigt die ganze
Notiz. Die „verhaßten Gewerfſchaftsführer“ gibt es überhaupt
nicht. z Verhaßte“ werden nicht wiedergewählt oder entlaſſen
damit iſt die Geſchichte erledigt. Was der Volksbund mit dieſem
lächerlichen Ausdruck ſagen will, iſt, daß wegen ihres Veitritts
zum Volksbund eine Reihe Gewerkſchaftsbeamte heftig getadelt

rm benTer Gen
deutliec

Ein Te
ſich mit e
Proteſt e
üchkeit

In der C
Lntgiehu

Folge le

der ofſi
bekannt

Pfarrer
friede
Reichstc
aufzune
Greber
lehrt, h
daß der
lang do

Augr
blatt:
verfloſf
des Ge
Mann
demokr
walten
führte.
des V
ein M
Scheid

Man

und je
oder j
wiſſen
Prole
bleibe
ſellſch

2

als S
ſühnu
dieſer

R



Kühl-
af fol

t nicht
poſitiv
uch die
Ranges
ſichern,

nnung
ann

Kühl-
reffend
en den

dieſes

det ſich
daß

riede

rt auf
immer

ine und
ndigen

htbaren
ngeſetz
geſtärkt

er wie
andere
änner

ſte ge
ren, die
herbei

zt den
ugehen.

s und
enceau
deshalb

laſſen.
macht,
er vor
haben

ourcen
wiſſen.

J zum
eutſche

fanga-

tente-
lſchere
n die
eichs
durch
näher

gum
taats-
nicht
Unigte
ſogar
offent-
g des

endwie

n ver-
h wie
ſtellen.

Rück

itenſuchen

Aus-
arten,
iß iſt
über
ſchäfte

ohnſitz

eitung
ls eine
hraſen

wurden. Wenn die tadelnden Gewerkſchaftsgenoſſen Nnab-dägaigen Sozialdemokratie Zngeblren ſo das arten
und wir nehmen gerne an, daß die Hunderttaufende in Berlin,
die das Vorgehen der Generalkommiſſion tadelten, politiſch zu
uns gehören, wie wir überhaupt mit Freuden akzeptieren, wenn
man alle hre Elemente der Arbeiterbewegung zu uns
rechnen kann. Das geht aber den Volksbund nicht das gerinſte
an und es iſt ein Uebergriff, wenn er dieſe Tatſachen in einer

a endeemitglieder und eine Anre Sz. deutuich erkennen la menno ver u. 6-

Proteſtierende Jentrumswähler.
Ein Teil der Zentrumswähler im Wahlkreis Koblen z hat

ſich mit einer Eingabe an den Reichskanzler gewandt, in welcher
Proteſt erhoben wird gegen das Vorgehen höheren Geiſt
lichkeit gegen den Reichstagsabgeordneten Pfarrer Greber.
In der Eingabe wird feierlich Verwahrung eingelegt gegen die
Entziehung der priefterlichen Hewalt des Vfarrers Greber und
erklärt, daß, falls die biſchöfliche Behörde der Eingabe keine
Folge leiſte, tauſend katholiſche Männer ſeſt entſchloſſen ſind
bis zum Aeußerſten vorzugehen. Die Wähler erklärten, daß ſie
den offiziellen Zentrumskandidaten General von Steinecker
nicht haben wollten, ſie wollten einen Mann aus dem Volke und
teinen Militär, der nur das Kommandieren von oben herab ge
wötnt ſei. Die Veſchwerdeführer erklären rußerdem zu wiſſen
daß Pfarrer Greber deswegen gemaßregel! wurde, weil er ſeine
Vohlfahrtstätigkeit auch auf Kroteſtanten und Juden
erſtreckte.

Dieſe Eingabe an den Reichskanzler iſt ſchon vor längerer
Zeit erfolgt, ohne daß der Reichskanzler bisher
gegant wortet hätte.

Der Streit iſt daraus entſtanden, daß im Wahlkreiſe Koblenz
der ofſizielle Zentrumskandidat General von Steineder, der
bekannt iſt als Anhänger eines Eroberung sfriedens, gegen den
Zfarrer Greber, der auf dem Voden des Verſtändigung s-friedens ſteht, unterlegen iſt. Die Zentrumsfraktion des
Reichstags hatte es abgelehnt, den Pfarrer Ereber als Mitglied
aufzunehmen. Das Eintreten der Zentrumswähler für Pfarrer
Greber iſt zweifellos ſehr erfreulich, gber, wie die Erfahrung
lehrt, hat die katholiſche Kirche ſoviel Machtmittel in der vand,
daß der Pfarrer Greber ſehr wahrſcheinlich über kurz oder
lang doch den kürzeren ziehen wird.

Aus der Partei.
Augnſt Bebel zum Gedächtnis ſchreibt das Berl. Mitteilungs

blatt: Fünf Jahre waren am Dienstag, den 13. Auguſt,
verfloſſen, als der Telegraph die Nachricht vom plötzlichen Tode
des Genoſſen Bebel verbreitete. Mit Auguſt Bebel ſchied ein
Mann aus der Welt, der an der Wiege der dentſchen Sozial
demokratie geſtanden und furchtlos und unerſchrocken allen Ge
walten zum Trotz das Proletariat aufwärts und vorwärts
führte. Selten hat ein Mann ſolch unbegrenztes Vertrauen
des Proletariats gehabt wie Auguſt Bebel, ſelten iſt aber auch
ein Mann von ſolch kleinen Epigonen abgelöſt worden, wie die
Scheidemann und Ebert ſolche ſind.

Man hat Bebel in dieſen Kriegsjahren oft zitiert nach dieſer
und jener Richtung hin. Wie er ſich bei Kriegsausbruch in dieſer
oder jener Frage entſchieden hätte, wiſſen wir nicht. Das aber
wiſſen wir, daß er, der alte Kämpfer für die Jntereſſen des
Proletariats, der auf dem Dresdner Parteitag erklärte, er
bleibe bis zum letzten Atemzuge Todfeind der bürgerlichen Ge
ſellſchaft, der den Klaſſenkampf als das A und O unſerer Be-
wegung anſah, daß er ſich niemals hätte dazu gebrauchen laſſen,
als Schleppenträger der Regierung zu fungieren und eine Ver-
ſöohnungspolitik zu treiben. Deſſen ſind wir ſicher, und in
„diejem Sinne empfinden wir im Jntereſſe der kämpfenden
Arbeiterklaſſe das Fehlen eines Auguſt Bebel heute doppelt.“

„b.“

Gewerkſchaftliches.
Bergarbeiter und Bergarbeiterführer.

Der Verband der Bergarbeiter Deutſchlands und
der Gewerkverein chriſtlicher Bergarbeiter Deutſchlands
veröffentlichen, wie wir dem B. T. entnehmen, folgenden Auf-
ruf: „An die organiſierten Bergarbeiter des Ruhrgebietes!
Jm Ruhrgebiet wird verſucht, die Bergleute zum Eintritt in
einen Streik zu veranlaſſen. Die Leiter der Bergarbeiter-
organiſationen erſuchen ihre Mitglieder, ſich jetzt an Aus

7 mee
Eine Geſchichte von zwei Städten.
in Von Charles Dickens.

Sechſtes Kapitel.

Der Schuhmacher.
Guten Tag!“ ſagte Monſieur Defarge, indem er auf denweißen Kopf ßeralſah, der ſich tief auf den Schuh her bbückte.
Er hob ſich für einen Augenblick und eine ſehr ſchwache

Stimme beantwortete den Gruß, als ob ſie aus der Ferne
käme: „Guten Tagl“

„Jch ſehe, Sie arbeiten immer noch angeſtrengt.
Nach einer langen Pauſe hob der Kopf ſich wieder und die

Stimme antwortete: „Ja ich arbeite.“ Diesmal hatten ein
Paar hohle Augen den Fragenden angeblickt, ehe das Geſicht

ſich wieder ſenkte. eDie Tonloſigkeit der Stimme war Mitleid erregend, und
ſchrecklich. Es war nicht die Tonloſigkeit phyſiſcher Schwäche,
obgleich lange Einſperrung und karge Koſt jedenfalls ihren
Teil daran hatten. Jhre beklagenswerte Eigentümlichkeit war
daß es die Tonloſigkeit der Einſamkeit und des Nichtgebrauchs
war. Sie war wie das letzte ſchwache Echo eines vor langer,
langer Zeit erklungenen Tones. So ganz vollſtändig hatte er
das Leben und das Metall der menſchlichen Stimme verloren,
daß er auf die Sinne denſelben Eindruck machte wie eine ehe
dem ſchöne Farbe, die zu einem kaum ſichtharen fahlen Flecken
verblichen iſt. So fahl und dumpf war ſie, daß ſie wie eine
unterirdiſche Stimme klang. So deutlich ſprach ſie von einem
boffnungsloſen und verlorenen Weſen, daß ein verhungerter
Reiſender, vom langen einſamen Wandern in einer Wüſte er
ſchöpft, ſich an Heimat und Freunde in einem ſolchen Tone er-
innert haben würde, ehe er ſich zum Sterben hinlegte.

Einige Minuten ſtiller Arbeit waren verſtrichen und die
hohlen Augen hatten wieder aufgeſchaut: nicht mit irgendeiner
Teilnahme oder Neugier, ſondern mit einer ſtumpfen, mecha-
niſchen Wahrnehmung, daß die Stelle, wo der einzige Veſuch,
von dem ſie etwas wußten, geſtanden hatte, noch nicht leer ſei.

„Jch möchte etwas mehr Licht hereinlaſſen,“ ſagte Defarge,
der ſeinen Blick nicht von dem Schuhmacher abgewendet hatte.
„Sie können noch etwas mehr ertragen

Der Schuhmacher hielt in ſeiner Arbeit inne; ſchaute dann
mit dem leeren Blick eines Menſchen, der Worte vernimmt,
ehne fie zu verſtehen, auf den Fußboden an der einen Seite
neben ſich nieder dann ebenſo auf die andere Seite; dann ſah

er r n„Was ſagten SieSie können etwas mehr Licht ertragen? 8
„Jch muß es ertragen, wenn Sie es hereinlaſſen. Er legte

den ſchwächften Schatten eines Nachdrucks auf das zweite Wort.
Der geöffnete Flügel wurde noch ein wenig mehr geöffnet

und alsdann befeſtigt. Ein breiter Streifen Licht fiel in die
Dachkammer und zeigte den Arbeiter, mit einem en
Schuh auf dem Schoße, in ſeiner Veſchäftigung inne altend.
Sein Arbeitszeug und verſchiedene Stücdchen Leder lagen auf

Län den nicht zu beteiligen. Sie erwarten, daß die
gechenverwaltungen die für Dezember von den Behörden in
Ausſicht genommenen vollen Lohnerhöhungen ſchon
rüher gewähren und erſuchen die Arbeiterausſchüſſe, ent

ſprechende Anträge zu ſtellen.
Die Bergarbeiterorganiſationen „hoffen“, daß ihr Aufruf ein

Nebergreifen der in der vergangenen Woche auf den Zechen der
Eſſener Reviere ausgebrochenen wilden Teilaus ſtände
auf andere Bezirke des Ruhrreviers verhindern wird.

In einem Schreiben des preußiſchen Handelsminiſters
an die rheiniſch weſtfäliſchen Bergarbeiter, das von beſtimmt
zu erwartenden Lohnerhöhungen ſpricht, wird der Er
wartung Ausdruck gegeben, daß alles geſchehe, um die Ruhe auf
recht zu erhalten und die Kohlenverſorgung nicht zu ſtören.

5000 rumäniſche Eiſenbahnarbeiter fuegewerrt. Jn den
gapver Werkſtätten der rumäniſchen Eiſenbahnen wurden 5000

rbeiter ausgeſperrt. Nur diejenigen „dürfen“ weiterarbeiten,
die ſich durch Unterſchrift für die von der rumäniſchen Eiſen
bahn geſtellten Bedingungen verpflichten und auf 7
Anſprüche verzichten.

Ums tägliche Brokt.
Tenerung nno Schleichhaudol in Oeſterreich.

J. K. Jm Bezirkswirtſchaftsausſchuß Teplitz teilte Direktor
Fanta von der öſterreichiſchen Kriegs-Getreide-Verkehrsanſtalt
mit, daß von 44 neuerdings kontrollierten Mühlen 26 entgegen
dem Geſeh im Einverſtändnis mit den Landwirten einen Feil
der neuen Ernte in den Schleichhandel verſchleppt hätten. Nach
Fantas Schätzung iſt von der neuen Ernte ſchon ebenſoviel in
den Schleichhandel verſchleppt worden, wie die Kriegs- Getreide
Verkehrsanſtalt erfaßt hat. Man wird ihm das ohne weiteres
glauben können, zumal von 4000 beſtehenden Mühlen eben nur
44 kontrolliert wurden. Jſt dieſe Unfähigkeit des Staates zur
Bewirtſchaftung auch nur des Mehls nicht eine ſchlimmere Nie-
derlage als eine a Schlappe?

Einer „eiſernen“ Schie ung kamen die Vertrauensleute der
Arbeiter der Poldihütte in Kladno (Böhmen) auf die Spur.
Drei als Eiſen deklarierte Waggons, die an die Aufſichtsrats
mitglieder der Poldihütw in Wien adreſſiert waren, kamen
ihnen verdächtig vor, da man ſich nicht recht denken konnte, was
die Mitglieder des Aufſichtsrats in Wien mit ſoviel Eiſen an
fangen. Die Wagen enthielten unter einer dünnen Schicht
Eiſenblech herrliches weißes Mehl. Es wurde der Kriegs
küche in Kladno zugewieſen.

Der Brotpreis in Oeſterceich iſt dieſes a auf
nahezu das Dreifache des Vorjahres erhöht worden. Oeſter-
reich langt bekanntlich mit ſeinem Getreide nicht aus, ſondern
braucht Zuſchüſſe aus Ungarn, Rumänien und der Ukraine. Da
die ukrainiſchen Preiſe bekanntlich vhantaſtiſch hoch ſind, hat
die öſterreichiſche Regierung im vergangenen Jahr dabei ſehrviel Geld zugeſetzt. Statt dieſen Staatszuſchuß weiterzuleiſten
und die Laſt nachher durch Steuern gleichmäßig zu verteilen,
hat jetzt die Regierung einſeitig die ſtädtiſche Bevölkerung mit
einer Verteuerung allein des Brots und Mehls um eine Mil-
liarde Mark beglückt.

Die Biſchöfe der Erzdiözöſe Prag haben wegen der allge
meinen Teuerung den Preis der Meſſen erhöht.

Eine Schleichhändler-Razzig wurde in 17 Gemeinden Ober-
Ungarns vorgenommen. Man hob gonze Schleichhandelsbörſen
Verſammlungen mit richtigen Vorſtänden, Schiedsgerichten uſw.
aus. Da auf Grund der vorgefundenen Geſchäftspapiere auch
ſogleich die Beſteuerung vorgenommen wurde, verſuchten die
Schleichhändler ihre Papiere zu verſchlucken, flüchteten und
ſprangen mit allen Kleidern in ein nahes Schwimmbad und
dergleichen mehr. Es wurden für mehrere Millionen Waren
beſchlagnahmt, 1,2 Millionen Kronen Kriegsgewinnſteuer ein-
gehoben, zahlreiche Militärflüchtlinge ergriffen und 300 Perſonen nach Galizien ausgewieſen.

Allerlei.
Tapfere Heimkrieger.

Auf merkwürdige Art erfährt die Wohnungsnot in verſchie
denen Städten Süddeutſchlands eine Verſchlimmerung. Fnfolge
der öfteren Fliegerangriffe auf Mannheim, Karlsruhe
und Freiburg und andere Städte ziehen es viele „beſſere“
Herrſchaften vor, ſich in nicht gefährdeten Gegenden des Vater-
landes niederzulaſſen. So wohnen zum Beiſpiel viele Mann
heimer Fabrikanten und hohe Angeſtellte in Heidelberg und
anderen Orten des Neckartals, ja, ſogar bis an die entgegen-
geſetzte Ecke des Landes, nach Konſtanz am ziehen ſich
die Herrſchaften zurück. Da in keiner dieſer Städte genügend

dem Fußboden und auf der Bank. Er hatte einen weißen Bart,
unordentlich geſchnitten, aber nicht ſehr lang, hohle Wangen
und ausnehmend glänzende Augen. Die Hohlheit ſeiner
Wangen und die Abgezehrtheit ſeines Geſichts hätten die Augen
unter ſeinen noch dunkeln Augenbrauen und ſeinem wirren.
weißen Haar groß ausſehen laſſen, wenn ſie wirklich anders
eweſen wären; aber ſie waren von Natur groß und ſahen

jetzt unnatürlich groß aus. Das gelbe, zerriſſene r war vorn
auf der Bruſt offen und zeigte, wie abgegehrt und ausgemergelt
ſein Körper war. Er ſelbſt und ſeine alte Jacke von Segeltuch
und ſeine herabhängenden Strümpfe und alle ſeine armſeligen
Fetzen von Kleidern waren in der langen Abſperrung von

ageslicht und Tagesluft zu einer ſo ſtumpfen Eintötigkeit von
Pergamentgelb verblichen, daß es ſchwer war, eines von dem
andern zu unterſcheiden.

Er hielt die eine Hand zwiſchen ſeine Augen und das Licht,
und ſogar die Knochen derſelben ſchienen durchſichtig zu ſein.
So ſaß er da mit ſtarrem, leerem Blick und hatte ſeine Arbeit
unterbrochen. Er ſah die vor ihm ſtehende Geſtalt nie an,
ohne vorher auf die eine und dann auf die andere Seite neben
ſich auf den Fußboden zu blicken, als ob er die Gewohnheit
verloren, Oertlichkeit und Ton miteinander in Verbindung zu
bringen; er ſprach niemals ohne zu vergeſſen, erſt auf dieſe
Weiſe zerſtreut herumzuſchweifen und zu ſprechen.

„Wollen Sie heute noch die Schuhe fertig machen?“ fragte
Defarge und winkte Mr. Lorry, vorzukommen.

„Was ſagten Sie?“
„Wollen Sie dieſe Schuhe heute noch fertig machen?“
„Jch kann nicht ſagen, daß ich es will. Jch glaube. Jch weiß

nicht.“ler dieſe Frage erinnerte ihn an ſeine Arbeit und er bückte

ſich wieder über dieſelbe
Mr. Lorry trat jetzt geräuſchlos vor, ließ aber die Tochter

an der Tür. Als er eine oder zwei Minuten lang neben
Defarge geſtanden hatte, blickte der Schuhmacher auf. Er ver-
riet kein Erſtaunen über den Anblick einer zweiten Geftalt,
aber die unruhigen Finger einer ſeiner Hände bewegten ſich
wie bewußtlos nach ſeinen Lippen, wie er den neuen Ankömm-
lung anſah (ſeine Lippen und ſeine Nägel waren von derſelben
blaſſen r und dann ſank die Hand auf die Arbeit
herab, und er bückte ſich wieder über den Schuh. Der Blick und
die Handlung hatten nur einen Augenblick in Anſpruch ge-
nommen.

„Sie haben Beſuch, wie Sie ſehen,“ ſagte Monſieur Defarge.
„Was ſagten Sie?“
„Hier iſt Beſuch.“
Der Schuhmacher blickte wie vorhin auf, aber ohne eine Hand

von der Arbeit zu entfernen J„Hören Sie doch!“ ſagte Defarge. „Hier iſt Monſieur, der
einen gutgemachten Schuh zu benurteilen verſteht, wenn er einen
ſieht. Zeigen Sie ihm den Schuh, an dem Sie arbeiten.
Nehmen Sie ihn, Monſieur.“

Mr. Lorry nahm den Schu h.
„Sagen Sie Monſieur, was für ein Schuh es iſt und wie

der Verfertiger heißt.“
meiner nicht entſinnen?“

w.

aufzunehmen, ſo müſſen eben die dortigen Mieter e
ſelben hohen Mieten zahlen, die die reichen Eindringlinge bieten,
oder ſie müſſen ſich auf die Straße ſetzen laſſen, denn die Herren

ſiter nüßen die Konjunkzur natürlich a aus. Kon

freie Wohnun vorhanden ſind, um die reichen i

anzer Slätter flüchten ſich bereits in die Oeffentlichkeit und
verlangen behördliches Eingreifen gegen dieſe Zuſtände. Arbeiter
ind es natürlich nicht, die ihr Leben auf dieſe Weiſe in Sicher
eit bringen. Es ſind dies vorzüglich jene Kreiſe, die nie genug
kommen können an dem herrli iege, was ſie aber nicht

abhält, auszureißen und ihr koſtbares Heldenleben und Porte
monnaie in Sicherheit zu bringen vor einer feindlichen Fliegerbombe. Es hält ſie auch nicht davon ab, dem deutſchen Vott
immer wieder erzählen zu laſſen, wie die reichen Pariſer in
hellen Scharen die Stadt v ſeit ſie beſchoſſen wird, wäh
rend das arme Volk dort bleibt, wobei der Leſer ſolcher
richten vorgeſchrebenerweiſe zu denken hat: „So was iſt nur
in Paris möglich!“

Hochwaſſerkataſtrophe in China. Hongkong, 17. AuReuter. Der Kantonfluß iſt über die Ufer gefreten,
Perſonen ſind obdachlos und 2650060 können nicht
genügend mit Lebensmitteln verſorgt werden.

Ueberfall auf einen Eiſenbahnzug in Amerika. Aus Neu
tyork wird auf Grund einer Depeſche aus El Paſo (Texas) ge
meldet daß bei Confuelo, in der Nähe von Chihuga-
huag, ein Eiſenbahnzug von einer zu Villas Armee gehörenden
Bande angegriffen und aus geraubt worden ſei; 26
a und 40 amerikaniſche Begleitſoldateneien dabei getötet worden.

Vier Kinder erſtickt. Jn dem württembergiſchen Orte
Sinſelfingen ſtiegen vier Knaben im Alter von s bis12 Jahren in einen ſogenannten Gerſtentrichter. Der Deckel
re zu, und die vier Kinder fanden den Erſtickungs-

o d.
Fremdengusweiſung aus Salzburg. Die Stadt Salzburg

hat alle Fremden au gefordert, innerhalb drei Tagen die Stadt
zu verlaſſen. Der Magiſtrat hat allen Hotels von heute an die

Fremde ver-Verabfolgung von Speiſen an
boten.

Verabnd der Glaſer. Mitgliederverſammlung am 17. Auguſt
Vor Eintritt in die Tagesordnung gedenkt der Vorſitzende der
gefallenen Kollegen. Jhr Andenken wird in der üblichen Weiſe
eehrt. Der Kaſſierer gab den n vom 2. Quartal.
zerbandskaſſe: Einnahmen 159,41 Mk., Ausgaben 137,59 Mk.,

Beſtand 21,82 Mk. Einnahmen der Lokalkaſſe 249,67 Mk., Aus
gaben 198,04 Mk., Beſtand 51,63 Mk. Mitglieder 18. Kaſſe
und Bücher waren in beſter Ordnung. Bei der Vorſtandswahl
wurden die gleichen Kollegen wiedergewählt. Eine längere
Debatte entſpann ſich über den Lokalbeitrag, einige waren für,
einige gegen 60 Pf. Beitrag. Folgender Antrag wurde mit 6
gegen 1 Stimme angenommen; der 60-Pf.-Beitrag bleibt be
ſtehen, Krankenunterſtützung wird pro Tag 1 Mk. inkl. Sonn
und Feiertag gezahlt für 10 Wochen, vom 1. Auguſt 1917 bis
1. Auguſt 1919, Arbeitsloſenunterſtützung pro Tag 1 Mk. inkl.
Feiertage ausſchl. Sonntag ſt 1 Wochen. Die Stundenlöhne,
welche die Glaſermeiſter zahlen, wurden ſcharf kritiſiert.
dieſer teuren Zeit ſei ein Stundenlohn von 1 Mk. bis 1,10 Mk.
viel zu niedrig. Die Kollegen ſtellten den Antrag, bei der
Glaſerinnung einen Stundenlohn von 1,50 Mk. zu fordern;
derſelbe wurde einſtimmig angenommen. Eine Kommiſſion
von drei Kollegen wurde damit betraut, die Forderung zu
erheben. Jm Verſchiedenen wurden interne Angelegenheiten
glatt erledigt.

Bund erblindeter Krieger e. B. Am Sonntag, den 18. Auguſt,
fand eine Monatsverſammlung ſtatt, zu der ſich etwa 20 Kame
raden von Halle und Umgegend mit ihren Begleitern eingefun-
den hatten. Nach einer kurzen Begrüßung berichtete der Be
zirksleiter, Kamerad Günther-Ammendorf, über die erfolgreiche
Tätigkeit des Bundesvorſtandes, erſtattete Bericht über verſchie-
dene Bezirksangelegenheiten und ermahnte die Kameraden
wiederholt, ſich dem Bunde anzuſchließen. Es konnten darauf-
hin auch wieder fünf Kameraden als Mitglieder aufgenommen
werden. Ein Vertreter der Halliſchen Ortsgruppe des Reichs-
bundes der Kriegsbeſchädigten ſprach über die Ziele des ge-
nanntsen Bundes und verlas eine Schrift: Unſere ſozialpoliti-
ſchen Forderungen, welche von den Anweſenden mit Jntereſſe
verfolgt wurde. Die t die wiederum viel Anregung geboten hatte, wurde um 6 Uhr geſchloſſen.

Verantwortlich für: Polttik, Parteinachrichten, GSewerkſchaftliches, Feuilleton
und Allerlei Karl Bock; Halle und Saalkreis und Aus der Provinz Otto Kilian
Anzeigen Hermann Schade. Verlag Volksblatt G. m. b. H. Druck: Halleſche
Genofſenſchaftsbuchdruckerei e. G. m. b. H., ſämklich in Halle.

Es folgte eine längere Pauſe als gewöhnlich, ehe der Schuh
macher antwortete: „Jch vergeſſe, was Sie mich gefragt haben.
Was ſagen Sie?“

„Jch ſagte, können Sie nicht, um Monſieur zu unterrichten,
näher beſchreiben, was das für ein m iſt?

„Es iſt ein Damenſchuh. Es iſt ein Promenadenſchuh für
eine junge Dame. Er iſt nach der neueſten Mode. FJch habe
die Mode nie geſehen. Ich habe ein Muſter in der Hand ge
habt.“ Er blickte mit einer vorübergehenden, leiſen Regung
von Stolz nach dem Schuh hin.
Und wie heißt der r fragte arJetzt, wo ſeine Hände von keiner Arbeit in re gt

nommen waren, legte er die Knöchel der rechten in die Hohle
der linken, und dann die Knöchel der linken in die Hohle der
rechten und ſtrich dann mit einer Hand ſich den Bart und ſo in
regelmäßiger Aufeinanderfolge weiter, ohne einen Augenblick
Unterbrechung.

Die Aufgabe, ihn aus der Gedankenloſigkeit herauszureißen,
in welche er ſtets verſank, nachdem er geſprochen hatte, war
ziemlich dieſelbe, wie wenn man einen ſehr Schwachen aus
einer Ohnmacht zu erwecken hat oder ſich bemüht, in der Hoff-
nung, noch etwas zu entdecken, die Seele eines raſch Sterbenden

aufzuhalten. eWege Sie mich nach meinem Namen?

„Ja, freilich.“Einhundertundfünf, Nordturm.
Dir erf ſ, Kordeurm.“
„Einhundertundfünf, Nordturm.
Mit einem matten Ton, der kein und kein Geſtöhn

war, t e a v über ſeine Arbeit, bis das eigen
abermals ge n ward.„Sie ſind kein gelernter Schuhmacher?“ fragte Mr. Lorry,
indem er ihn mit feſtem Blicke anſah.

Seine hohlen Augen wendeten ſich auf Defarge, als wollte
er dieſem die Frage übertragen; aber da keine Hilfe von dort-
her kam, wendeten ſie ſich wieder auf den Fragenden zurück,
nachdem ſie erſt den Fußboden hatten.„Ob ich ein gelernter Schuhmacher bin? Rein, ich war kein
gelernter Schuhmacher. Jch, ich habe es hier gelernt. Jch
habe es mir ſelbſt gelehrt. Jch frug um Erlaubnis

Er bekam wieder ſeinen Anfall von Zerſtreuung, der mehrere
Minuten dauerte und während deſſen er ganz wie vorhin mit
den Händen ſpielte. Endlich wendeten ſich ſeine Augen wieder
langſam dem Geſichte zu, von dem ſie abgeſchweift waren als
ſie wieder darauf ruhten, zuckte er zuſammen und fing die ab
gebrochene Rede wieder an, ungefähr wie ein eben Aufwachen
der auf einen Gegenſtand von voriger Nacht zurückkommt.

„Jch fragte um Erlaubnis, es mir lehren zu dürfen und ich
erhielt ſie nach langer Zeit und nach vielen Schwierigkeiten
und ich habe ſeitdem fortwährend Schuhe gemacht.

Wie er die Hand nach dem Schuh ausſtreckte, den man i
abgenommen hatte, ſagte Mr. Lorry zu ihm, während er i

anette, können Sie

Fortſetzung folgt.

immer noch feſt anſah: „Monſteur
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Gefäßße ſind unbedingt mitzubringen.

Walhalla- Theater.

Planet,
der Kanonenkönig.
Phänomenale

Leistungen!
E. Halles rerKass e von 10 und 4-6 Uhr.

cm g77olksp arS 27.
c Morgen, Mittwoch, 20. August, nachm. e

Vorwundeien-Froi-Konzort
vom Görlacoh- Oreohester.

42291

ausgetühbrt

1638e
Thalia-Säle.

I Donnerstag, den 22. Angust 1918,
abends 6 Uhr:

Wohltätiekeits Apenn
zur Unterstützung

jhilfsbedürtftiger EriegsbeoseRädigter
unter gütiger Mitwirkung vonAfice v. Boer rugom., Fritz Grusellti,

Adalbert Kriwat, Mitglied des Stadt Thesters, J
J Musikabtellung beim Ers. Batl. Ia. Regmt. 36,

unter persönlicher Leitung
s Herrn Königl. Obermusikmeisters Ermlich.
Am Flügel: Herr Konzertmeister Knoch.

2. Platz 2 MK., Z. Platz 1 M. F
Hofmusikalienhandlung Hothan, die J

Jeschkftsstello des Reſchsbundes, Südstrasse 8,
nd an der Abendkasse. 1635 3Reſchghund d. Rrlegsheschädigten u. ehem.

Kriegstellnehmer I ha
Anlſhe ſeſttimnnhingen

45 Gramm Butter.
Auf Grund der Verordnung des Magiſtrats vom

13. Januar 1916 wird die u der Butter in der
Woche vom 19. bis Auguſt (34. Woche) wie folgt
geregelt

GramAuf den Kopf der Bevölkerung entfallen 45
Butter. Die abzugebende Menge richtet ſich nach der Zah

1. Platz 3 Mk.,
Vorverkauf

r

der auf der Fettkarte verzeichneten Haushaltsangehörigen.
Der Ver auf erfolgt vom Donnerstag den 22. Auguſt bis
Sonnabend den 24. Auguſt 1918 auf Grund des Ab-
ſchnittes 34 der Fettkarte. Die Verkäufer haben den vor-
bezeichneten Abſchnitt abzutrennen und dieſelben gebündelt
dem St
abzulieſe ern.

Die Butter wird von jetzt ab geformt verkauft. Des
Preis für beträgt 30 Pf.

Mili rlauber erhalten Butter auf Grund von Butter-
ſcheinen nur auf dem ſtädtiſchen Markt in der Talamtſchule.hallte den 20. An iguſt 1918. Der Magiſtrat.

am ittweg den 21. Auguſt 1918.

Zum Kaufe berechtigt find die Jnhaber der Num-mern der Lebensmittelſcheine 1 4 060 vormittags von
12 Uhr. Für den Kopf eines Haushaltes wird ein Ei

zum Preiſe von 33 Pfg. abgegeben.
Der Lebensm ttelſchein iſt vorzulegen. Zur Beſchleu

nig ung der Abfer igun wolle man abgezähltes Geld (voralen Kupfergeld bereithalten.
um tauſch nur inn rha 1b drei Tagen.
Halle, den 20 Auguſt 1918. Der Magiſtrat.

Verkauf von Quark.
Am Mittwoch, den 21. Auguſt 1918, erfolgt der Ver-

kauf von Quark auf den Abſchnitt 12 des Einkaufsſcheines
über Molkerei- Erzeugniſſe an folgenden Stellen: Milch
händler Hinſche, Gr. Goſenſtr. 21, Molkereibefitzer John,
Gr. Goſenſtraße 17, Milchhändlerin Rincke, Goetheſtraße 13,
Milchhändlerin Raſt, Humboldtſtraße 48, Milchhändlerin
Potſchke „Hrandenburgerſtraße 10 und Diilchbändlerin
Pötſchke. landſtraße 30.ngeiaſſer zum Einkauf werden die Jnhaber der
Kebensmittel Heine mit den Nummern 49,001 58 000
60 001 67 000.

Für jedes Kind vom vollendeten 6. 12. Lebensjahre
wird Pfd. Quark auf den n Abſchnitt
um Preiſe von 37 Pfg. abgegeben. Der Lebensmittel-Wein iſt vorzulegen. Rbgezabltes Geld iſt bereitzuhalten.

Der Magiſtrat.

ind

Halle, 20. Auguſt 1918.
Brotmarken.

Vom 19. Auguſt 1618 ab berechtigt nach Art. 2 unſererVerordnung vom 16. Auguſt 1918 über die Regelung des
Verbrauchs von Brot und Mehl eine Brotmarke zur Ent
nahme von 437,5 8 e oder 400 g Weißbrot oder
815 x Mehl, eine Zuſatzbrotmarke zur Entnahme von600 Roggenbrot oder 9360 g Mehl.

d für die nächſten Wochen bereits fertiggeſtellten Brot

marken und Zuſatzbrotmarken, welche noch über die Mehl-
menge von 285 g bezw. 825 g Mehl lanten, berechtigen

ntnahme der erhöhten Mehlmenge. Auf Grundke s 58, 59, 80 und 81 der FRieichegetreideordnung vom

29. Mai i918 werden die Bäcker und Mehlhändier hier-Farg verpflichtet, die ab 19. Auguſt 1918 feſtgeſetzten er

höhten Mehlmengen zu verabfolgen.
Halle, den 19. Auguſt 1918. Der Magiſtrat.

adternährungsamt am Montag den 26. Auguſt 1918,

reichen Beſuch.

Der Vorſtand. J. A.

A. S. J. D.öozigld. Verein f. Holle u. d. Gut.

Donunerstag, den 22. Auguſt 1918, abends S Uhr,
im „Volkspark“, Burgſtraße 27:

Mitglieder-Verſammlung.
1. Die neuen Steuern, ihre wirtſchaftliche Folgen.

Redner: Herr Reichstags- Abgeordneter Raute, Eilenburg.

2. Freie Ausſprache.

3. Vereins Angelegenheiten.

Bei der hohen Wichtigkeit der Tagesordnung erwartet zahl-

1639

Adolf Albrecht.

Ahe
eind, stets eine

Bekanntmachung
e darauf

endend weise
zu erbalten, verwenden nur noch

Schmnitg-Bonn's

Wasch- u. Bleichhälfe
Garantiert unschädlich.

Endgültig genehmigt vom Kriegsaus-
schuss unter Nr. 2503.

n Paketen zu 30 Pfg. Oberal erhältlich.
Aheinige Tersteller:

Schmitz-Bonn Söhne
chem. Fabrik Düsseldortf-Reilchotz.

Johannes Thurm
Glauchaerſtraße 79.

Wittwoch vormittag Nr. 1301 bis 2200.
1632

Anslchts- Karten
ernſten u. heiteren Jnhalts,

Zu beziehen durch die

Wolksbuchhandlung.
Harz 42/44.

Vhrmacherei,
Friedricohstr. 8, ferugt

9

SchmihücherTafeln, Schiefer, Feder

käſten, Bleie, Zeichenblocks,
Zeichenſtänder. Torniſter c.

Zu beziehen durch die

Volks-Buchhandlung,
Halle a. S., Harz 42 41.

7945

Roffſfineriestrasse,

auf furniert

mS-WWèuwu

i Shwer- Reyaninrbs

Möbel gesuenht.

d M rder Provin

S Für unser Werk e Wargongort,

Bahbnstrecke Köln Giessen, S
werden zum sofortigen Eintritt
200 nacchen kehr

200 kräktide Arbeiter

warmen ine hin
Würgenderf, Kkreis Siegen.

*817

IIEI
sofort gesucht.

Kartonnagen- fahrt Gustav Münzel,

G. m. D. I.
Rafſfneriestrasse.

Tiſrigl e
1615

AlterS Worelſabrik Albert Martiok Nobf, atte

HEEIIIIEEEGEEE-—-EEE 44

a Mein
Mittwoseh, 21. n uster.

abends 8 IMilitär Koprort

*951 von der
Musik- Abt. b. Ers.-Batl.
d Landwehr-Int.-Regts

Nr. 36 Leitung
Königl. Ober-Musik-
meister Ermwlich.

Eintrittskarten für Er-
wachsene 35 Pf. für
Kinder 20 Pf. Däauer-
karten haben Gültigkeit

Vereins-
Anzeiger

z. Veröffentlichung periodiſch
wiederkehrender

Veranſtaltungen
der eſelligen, politiſchen und
wirtſchaftlichen Vereine im

Berbreitungsbezirk.
Erſcheint feden Dienstag

und
5 Mark jede Zeile.

[nanſe Saale

Arbeit bängerChor

Mittwoch

pünktlich abends HUhr,
im Volkspark:T Singestungde.

Donnerstag nachm. 4 Uhr,
auf dem Gertraudenfriedhof:

SGrtabſtündchen.

ftaken ind Kechenger.
Jeden Mittwoch

um S Uhr im Volkspark:
per Singeſtunde.

Turnvorgin Fichte
Turnſtund. Turnhalle Ober-
Realſchule, Eing. Staudteſtr.
Männer Abteilung Diens-
tag u. Freitag, abds. 8-10 Uhr.

Turnerinnen Abteilung:
Mittwoch, ab 10 Uhr.Sonntags von 8--11 UhrVolkstümliches nnen und

Spiel auf dem Sandanger.
Hrelag den 23. Auguſt,abends Uhr: Zuſammen

kunft im Volkspark.

e Touriſten-Ver. „Naturfreunde“.

Mittwoch den 21. Auguſt:
Beiſammenſein im Gewerhk-
ſchaftshaus.

Sonntag den 25. Auguſt:
Tageswanderun von der

bur a Freiburg.Abfahrt Je bis Köſen
Koſten 2.20 M.

Mandolinen- Zirkel Froh-
ſinn, Halle. Jeden Donners
33. abends 49 l Uhr,c rebergarten Reſtaur.Falle Oſt Freiimfelderſtraße
Aebungsſtunden. Jeden
Dienstag DTeil-Uebrngsſtun-
den für Infänger.

Jeden Sonnabend:
abend.

Sonntag den 25. Auguſt:

Spiel-

2. Stift im Schreber-
garten- Reſtaurant Halle-Oſt.

Friedrioh ronau

tobel Transporte
ſowie 8peditionst

Tel. 8643.

Die Preisſtelle Fartoffelſtelle hat deErzeugerhöchſtpreis für den Jer tner Frühkartoffeln fürdie Zeit vom 18. bis 24. Auguſt weiterhin au F 9 Mark
feſtgeſetzt. Vom 25. Auguſt ab ſinkt er auf 730 ark. u

alle, den 20. Auguſt 1918. Der r Magiſtrat. 4
Barfüls t 16.Fahrplanänderung. Bartilooer- rasse

Vom 26 Auguſt d. J. ab hält Zug 822 W. in Ammen-dorf und verkehrt: Halle ab 7* vormittags, Ammendorf

ab 755

Halle (Saale), im Auguft 1918.
*950 Königliche Eiſenbahndirektion. Cromaſiueſtr. 16.

reitag. Jahresbeitrag e

Kpoſſio Theater
Den grösaston Erſolg der Spfelzett
haben wiederum die allbeliebten

m
Nur noch heute der Laehscohlager

Eine Prohe Im Feld-Cabaret, Zündloch“.

Tränen werden gelacht.
Morgeu: Völlig neuer Spielplan

Fritz Thurm Silvaré
mit neuen Veberraschungen an Kostümen u. Vorträgen.

Z. Schwindelmeier Co.
1636 Vorverkauf s Tage voraustAglich v. 9--1 u. 5--7 Uhr Im Raorenu.,

d neZehmüſeen Sie Ihren nnt m meinen

echten Straussfedern
c „Brunhilde“.

J Der reiz. einzig feine Damen-
baotputz, sommer und Winter

in mer modern, fertig zumS Sselbstaufstec xen. [*949 J
Ich HNefere unter e

2
J

u

in sehwarrz und wWeiss.
a. 36 em, Breite ca. i8 em, zu 3.25

u a 39 x e 15 v 1.50 J
2 S 16 3 17 8.00 72 Zurücknahme nach 8tägiger Probdeo! a

Grösete Auswahl inPraucht-Katolag. Straubtfedern,
Straußfed.-Kränze, Halsrüsch., Reiher, 2

ch versende an jedermann umsonst. 3
Siraussledern- i dorf Arnold-f I la Snpertanaus, Düsee Str. 213.

Kein I. ad u u Versand direkt an Private!

Todesanzeige.

Jn tiefſtem Schmerz teilen wir allen Freunden,
Bekannten und Verwandten mit, daß mein lieber

J Mann, mein guter Vater, der Schneider

Aunuguſt Krauſe
im 51. Lebensjahre plötzlich verſchieden iſt.

Frau Marie Krauſe
nebſt Sohn.

Halle, Geiſtſtr. 35, den 20. Auguſt 1918.
Die Beerdigung findet Donnerstag, nachmittags
S Uhr, von der Leichenhalle des Gertraudenfried-

S bofes ans ſtatt. 1631 S

von icheite t Nee t denen
Filiale alle (S.).

Sonntag abend verſchied ganz plötzlich und unerwartet
J unſer langiähriges, treues Mitglied, der Schneider

August Krause,
im Alter von 51 Jahren. 1634Die Beerdigun m am Donnerstaßd nachmittags
t Uhr auf dem Gertrauden Friedhof ſtatt.J Zahlreiche Beteiligung e

Der Vorstand

Ferner ſtarben als Opfer des Weltkrieges, die Kollegen

Otto Purt2,
gefallen in Frankreich,

Joseph Stehr,
infolge eines Unglücksfalles in Frankreich.

I Wir werden den Kollegen ein ehrendes Andenken

bewahren! Der Vorstand

eArbeiter-Sängerchor, Halle.

e Nachriebt, dabAllen Sangesbrüdern die trauri
itvegründer desJ unser lieber San gesbruder und

Vereins der Schneiderweister

August Krause
infolge Blutsturzes gestorben in.

Die Beerdigung findet am Donneretag, nachm. 4 Ubr,
v. d. Leichenbuile des Gbrtrauden- Friedhofes aus statt.

I Pfiobt aller Sangesbrüder ist es, zu erscheinen.

J 1680 Der Vorstand

Arbeiter-Radfahr- Verein Vorwärts,

Als Opfer des Weltkrieges fiel im Weſten vor
längerer Zeit, nach langer Ungewißheit betreffsſeiner Ueberführung nach der Heimat, unſer
Sportsgennſſe

Otto Wilsdorf.
Er war uns ſtets ein treuer Sportsgenoſſe und

J wir werden ſeiner ſtets in gedenkenl 1633 e Vorstand.

e
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Nr. 194. c 29. Jahrgang.

v -v v vVohnungsnot und WMetecſhuß.

die Verhältniſſe auf dem offenbaren, ſchreibt
Fränk. Tagespoſt ſehr ri in auf das deutlichſte den Wider

un der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung, die die Befriedigung
nes der wichtigſten Bedürfniſſe, des Wohnbedürfniſſes, der Aus
tung des Privatkapitals überläßt. ch nur Sozialdemo-

raten, ſondern auch einſichtige bürgerliche Sozialpolitiker haben
it jeher der Wohnungsfrage ihre Aufmerkſamkeit gewidmet und

hie Uebernahme des Wohnungsbanes in gemeindliche Regie warm
empfohlen. Vergebens. Die Kommunen haben, von ganz ver
einzelten Ausnahmen en dieſe Aufgabe von ſich gewieſen,
und ſo hat ſich denn der Zuſtand daß die ſtets
ſatent vorhandene Wohnungsnot ſich in Zeiten wirtſchaftlicher
dochkonjunktur nein zu einer akuten, von Mietſteigerungen
und Wohnungskündigungen begleiteten, geſtaltete.
Der ieg hat die Zuſtände auf die Spitze getrieben. Das

Ruhen der Bautätigkeit hat einen Mangel beſonders an kleineren
und mittleren Wohnungen gezeitigt, der durch die Abwanderung
wohlhabender, ihres Ernährers beraubter Familien von größeren
in mittlere und von mittleren in kleinere Wohnungen noch ver
ſtärkt iſt. Um das Vermieten von großen Wohnungen brauchen
ſich die Beſitzer keine Sorgen zu machen, es gibt genug durch
den Krieg über Nacht reich gewordene Leute, die jeden Preis da
für zahlen. Der Weizen der Hauswirte blüht, ſie nutzen die Kon
junktur aus, ſie entſchädigen ſich doppelt und dreifach für die Ver
juſte während der erſten Kriegsjahre, indem ſie die Mieten weit
iher das durch die Entwertung des Geldes, die geſtiegenen Unter
haltungskoſten und die höheren Hypothekenzinſen hinausgehende
Maß in die Höhe treiben.

Die Bundesrats Verordnung vom 26. Juli 1917 bietet den
Nietern in den meiſten Städten keinen ausreichenden Schutz. Jn
eiten einer Wohnungsnot wird der Mieter ſtets der wirtſchaft

Macht des Vermieters ausgeſetzt ſein.
Föarakteriſtiſch iſt es, daß die obwohl die Ver

iung vom 286. Juli 1917 die Mieter nicht genügend ſchützt,
u dagegen Sturm laufen und ihre völlige r e
verlangen, ja daß ſie ſich darüber hinaus auf der ganzen Linie
u einem neuen Vorſtoß gegen die Mieter rüſten. Von ihrem
tandpunkt aus iſt es e wenn ſie, die ſie im Grunde

genommen mit Wohnungen handeln, ihre Intereſſen genau ſo
wahrzunehmen ſuchen wie eder, der mit irgend einer anderen
Ware handelt. Der Unterſchied iſt nur der, daß wir es hier mit
einem Monopol zu tun haben. Den Intereſſen einer kleinen Zahl
von Hausbeſitzern ſtehen die der großen geh von Wohnungs-
mietern und die der Allgemeinheit gegenüber. Deshalb iſt es
Pflicht von Reich, Staat und Gemeinden, nicht nur jede ungerecht
fertigte Mietſteigerung zu verbieten, ſondert auch poſitive Maß

7 zur Förderung des Wohnungsbaues zu ergreifen.
ß ſich die geſetzgebenden Körperſchaften endlich dieſer Pflicht

zu erinnern beginnen, das beweiſen die Beſchlüſſe des Reichstags
und die ung der Stelle eines preußiſchen Wohnungs-
kommiſſars, der gleichzeitig als Beamter des Reichs fungiert.
Aber ſo wohl gemeint alle dieſe Beſchlüſſe ſind, ſie werden auf
dem Papier ſtehen bleiben, wenn nicht eine poſitive Förderung
des nungsbaues Hand in Hand damit einhergeht. Das hat
auch der Reichstag erkannt, denn in einem ſeiner Beſchlüſſe wird

rücklich mit Rückſicht auf den Mangel an Bauſtoffen aller
Art die baldige Wiederinbetriebſetzung der Bauſtoffinduſtrie durch
rechtzeitige Entlaſſung von Arbeitskräften aus dem Heere und
Vereitſtellung ausreichende Kohlenmengen als dringend erforder
lich bezeichnet und weiter verlangt, daß die bei der Heeres
verwaltung freiwerdenden Baumaterialien zur Weitergabe zubilligen Preiſen an Gemeinden abgegeben werden, in denen Woh

nungsmangel r Dieſe Maßnahme müßte und könnte ſofort
ergriffen werden, aber wir müſſen uns darüber klar ſein, daß ſie
angeſichts des gewaltigen Bedarfs an Wohnungen es fehlen
in Deutſchland zurzeit etwa 700 000 800 000 Kleinwohnungen

nur einen Tropfen auf einen heißen Stein bedeuten. Hier
rächen ſich aufs ſchwerſte die Unterlaſſungsſünden der Vergangen
heit. Selbſt wenn alle Gemeinden woran wir noch zweiſeln

ſich jetzt wenigſtens auf ihre Pflicht beſinnen, ſo wird doch

noch geraume Zeit s bis e des Kriegeswieder normale Verhältniſſe auf dem Wohnungsmarkt herrſchen.
Bis dahin wird ſich ein großer Teil der Bevölkerung mit einem
gewiſſen Wohnungserſatz begnügen müſſen.

Was undhedingt ſofort in Angriff genommen werden muß, iſt
der Ausbau des Mieterſchutzes. Der ſchamloſe Wohnungswucher
muß im Keime erſtickt, es muß den Vermietern durch Geſetz ver
boten werden, die Mieten über die ihnen ſelbſt erwachſenen Kbſten
hinaus zu ſteigern oder Wohnungsinhabern beſonders kinder-
reichen Familien und Angehörigen von Kriegsteilnehmern die

ohnung zu kündigen nur weil ſie an andere preiswerter vermieten können. ietſteigerungen, die einen Konjunkturgewinn
bedeuten, müſſen unbedingt für unzuläſſig erklärt werden.

Auf der anderen Seite freilich iſt es ein Gebot ausgleichender
Gerechtigkeit, daß auch die Forderungen des Hausbeſitzes auf eine
Beſchränkung der Kündigung der Hypothekenkapitalien und auf
Feſthaltung des Hypothekenzinsfußes erfüllt werden. Die weit
gehende Rückſichtnahme auf das Hypothekenkapital iſt durchaus
unbegründet, die r daß andernfalls das Kapital ſich vom
Baumarkt zurückzieht und die Wohnungsnot geſteigert wird, halten
wir für übertrieben. Sollte ſie dennoch begründet ſein, ſo können
die Gemeinden dieſer Gefahr begegnen, entweder indem ſie ſelbſt
Wohnungen in ausreichender Rat erſtellen oder zum mindeſten
indem ſie gemeinnützige Baugeſellſchaften unterſtützen.Auch die nriehücen Gegner der des Bodens
j privatkapitaliſtiſcher Ausnutzung müſſen den Verhältniſſen, wie
ie ſich nun einmal entwickelt haben, t tragen, ſie müſſen
darauf Rückſicht nehmen, daß der größte Teil der Miethäuſer ſich

im Privatbeſitz befindet, und ſie werden de der Aus
eutung der Hausdeſitzer durch die Hypothekengläubiger einen
iegel vorzuſchieben bereit ſein. Allerdings uur unter einer

orausſetzung. ausbeſitzerſchuß. Werden die Hausbeſitzer gegen die Hypothekengläubi g Lſchà t, ſo ſollen die ihnen dadurch gewährten Vorteile
nicht ues oſt, ſondern den Mietern zugute kommen, deren

utz das oberſte

Volkswirtſchaftliches.
Nochmals die Stapelfaſer.

Der Köln. Volksztg. wird über das Ausmaß der Herſtellungvon Stapelfaſero zen von einem Fachmann W en:; Die
Ver. Glanzſioff-Fabriken, Elberfeld, die eigent ichen Führer
auf dieſem Gebiete, haben 25 Jahre gebraucht, um über die
Kunſtſeideherſtellung mit großen Opfern und ſachlichen Leiſtunen einen wirklich rauchbaren Wolleerſatz herzuſtellen. Erſt
ſect ſind ſie ſo weit gekommen, daß ein tadelloſer, die Schaf
wolle vollſtändig erſeßender Rohſtoff hergeſtellt wird, der nur
den Nachteil hak, daß er noch ziemlich teuer kommt, und daß ernur in beſchränkter enge bergeſtept werden kann. Alles, was
davon bis jetzt ergeugt wird, iſt für den Bedarf der Heeresver-
waltung beſchlagnahmt und auch tatſächlich erforderlich; für den
ivilbedarf wird Stapelfaſer in abſehbarer Zeit nicht zur Ver-
igung ſtehen. Zwar arbeiten jetzt bereits ſechs Fabriken inDeutſ S an der Herſilellung des Stapelfaſerrohſtoffs, deren

zeugung iſt aber ſchon deshalb beſchränkt, weil zurzeit nicht
enügend Chemikalien, die 477 Herſtellung erforderlich ſind, zur

en können. 4t t J e halten es deshalb für ausgeſchloſſen,
daß in den nächſten Jahren, d. h. während der Kriegsdauer, eine

ugung von 20 Millionen Kilo auch nur annähernd erreicht
demgegenüber war der regelmäßzige Bedarf an Schaf

Der e e darf nicht ausarten in

bot ſein muß.

Beilage zum Vo
r h r 27

wolle in Deutſchland bisher mehr als 200 Millionen Kilo jähr
lich. Die Stapelfaſer kann alſo zunächſt noch nicht den zehnten
Teil des erforderlichen Wollbedarfs erſetzen, und dieſer Teil
wird für den Heeresbedarf als Ergänzung der einheimiſchen
Wollerzeugung Verwendung finden.
Dagegen iſt r r daß das Erzeugnis von Stapelfaſer,wie es ſetzt hergeſtellt wird, die Wolle vollſtändig erſetzt, ja noch

an Haltbarkeit, Elaſtizität und Güte übertrifft, ſo daß ſich in
künftigen Friedenszeiten die völlige Unabhängigkeit Deutſch
lands von der auſtraliſchen, ſüdafrikaniſchen und LaPlata-
Wollverſorgung ergeben wird. Reichlich 460 Millionen Mark
jährlich r berechnet) können dadurch der deut
ſchen Volkswirtſchaft erhalten bleiben.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 20. Auguſt 1918.

Zur Lohnbewegung der Metallarbeiter in Halle.
Vom Metallarbeiterverband wird uns geſchrieben:

Geſtern abend 6 Uhr, gleich nach Arbeitsſchluß, tagte im Volks
park eine öffentliche Metallarbeite -Verſamm-
lung, welche ſich mit dem Antwortſchreiben der Metallindu-
ſtriellen auf die eingereichten Lohnforderungen befaßte.

Wie bekannt, hatte eine Verſammlung der Metallarbeiter am
80. Juli beſchloſſen, Lohnforderungen in Höhe von 20 bis 30
Prozent zu ſtellen; die örtliche Leitung des Metallarbeiterver
bandes wurde mit der Durchführung beauftragt. Die Metall
induſtriellen erklären ſich in dem Antwortſchreiben bereit, mit
der Leitung unſeres Verbandes zu verhandeln; jedoch wurden
die eingereichten Forderungen als viel zu hoch und in dieſer
Höhe als undiskutierbar erklärt, da bei dieſer Forderung und
deren Bewilligung die Leiſtungsfähigkeit einzelner Betriebe in
Frage geſtellt ſei. Es fand daraufhin am Montag, 12. Auguſt,
abends, eine Sitzung im Geſchäftszimmer der Halliſchen Ma-
ſchinenfabrik ſtatt, wo faſt alle Großbetriebe der Halliſchen
Metallinduſtrie vertreten waren, ebenſo drei Vertreter der Ar-
beiterorganiſation. Dieſe begründeten die eingereichten Forde
rungen mit der allgemeinen Verteuerung der Lebenslage jedes
cinzelnen, die auch von Seiten der Unternehmer das erſtemal
zugegeben worden ſei. Die Jnduſtriellen erklärten, man ſei be
reit, eine entſprechende Lohnerhöhung eintreten zu laſſen, aber
nicht in der vom Verband vorgeſchlagenen Höhe. Nach länge-
rem Verhandeln wurden dann ſeitens der Jnduſtriellen fol
gende Lohnaufbeſſerungen bewilligt: Bis 70 Pf. Verdienſt pro
Stunde 15 Prozent, über 70 Pf. bis 1 Mk. 10 Prozent, über
1 Mk. bis 1,30 Mk. 5 Prozent. Da ein Lohn von 1,30 Mk. pro
Stunde als „angemeſſen“ von den Jnduſtriellen angeſehen wird,
ſollten diejenigen Kollegen, welche darüber verdienten, leer aus
gehen. Hiermit konnten ſich unſere Organiſationsleiter aber
nicht einverſtanden erklären. Es wurden die Verhandlungen
unterbrochen zu dem Zweck der Verſtändigung mit der Kollegen-
ſchaft. Am Sonnabend abend hat ſich nun eine Sitzung der
Funktionäre und Arbeiterausſchuß Mitglieder mit den Zuge
ftändniſſen der Unternehmer beſchäftigt; dieſes wurde geradezu
als eine Verhöhnung der Metallarbeiter von Halle aufgefaßt,
denen man ſolche Zugeſtändniſſe zu machen wage. Es wurden
neue Vorſchläge gemacht, welche der am Montag ſtattfindenden
Metallarbeiter- Verſammlung als das Mindeſte vorgeſchlagen
werden ſoll.

Am Montag nachmittag hat der Jnduſtriellenverband noch
ein Schreiben an unſere Organiſationsleitung gerichtet, worin
dieſer ſich zu weiteren kleinen Zugeſtändniſſen herbeiläßt. Dieſe
Feſtſtellung wurde mit großer Heiterkeit von der Verſammlung
aufgenommen. Jn der Dis kuſſion betonten ſämtliche
Redner, das Angebot der Jnduſtriellen ſei als viel zu niedrig
abzulehnen. Durch die Verſammlung wurden ſchließlich neue
Lohnzulagen feſtgeſetzt; dieſe ſoll die Organiſationsleitung auf
dem Wege der Verhandlungen nachdrücklichſt vertreten. Auch
wurde von ſämtlichen Rednern betonſt, daß die Zulagen vom
Tage der Verhandlungen ab nachgezahlt werden müſſen.Mit der Aufforderung, nicht zu erlahmen in der Gewinnung

neuer Mitglieder für die Organiſation, auf daß jeder einzelne
ein Agitator für ſeine Gewerkſchaft werde, wurde die Verſamm-
lung 734 Uhr geſchloſſen.

Ein ſchlimmer Rückfall.
In einem Artikel des lokalen Teiles der Sonnabendnummer

ſtellen die Halliſchen Nachrichten die Frage nach dem
Völkerbund und beantworten ſie mit folgenden Blut-
rünſtigkeiten:

„Aber ſchaudernd bis ins Jnnerſte muß der leidende Genius
der Menſchheit wieder zurückfahren vor den Tatſachen, die er
hinter dem ſchimmernden Glanz der ſchönen Reden erblickt.
Er muß ſehen, wie gerade dasjenige Volk, das am lauteſten
von dem rettenden Ausweg geſprochen, mit einer entſetzlichen
Planmäßigkeit an der Vertiefung des Abgrundes arbeitet.
Regierung, Aemter, Zeitungen, Redner, Bildner, alles wird
aufgeboten, um Amerika in einen Haß hineinzupeitſchen,
der grauſiger iſt, als ſelbſt alles, was der Frieg bisher an Haß-
propaganda auf dem blutgedüngten Boden Europas zeitigte.
Wir ſehen Wilſons ſelbſtgerechte Maske, wir hören ſeine
ſalbungsvolle Rede und nichts, nichts tut er, um jene wahn-
an e Verhetzungsarbeit auch nur zu dämpfen; um auch nur

ie kraſſeſten, die handgreiflichſten gügep in das verdiente
Nichts zurückzubannen. Jede Torheit, jede Gemeinheit wird
drüben von Deutſchland dem „Paria“ unter den Nationen ge
glaubt. Das Kreugzige, Kreuzige erſchallt raſend, fieberglühend,millionenſtimmig. ſlid es überläuft den ruhigen Denker wie

vor dem Bilde der arbarmungsloſen Ketzerrichter, der wahn-
umfangenen, fanatiſchen Jnquiſitoren! Arme Menſchheit!
Völkerbund? Ach nein, ſeine Stunde hat noch nicht geſchlagen.
Völkerhaß iſt Trumpf; Völkerhaß iſt das Evangelium der
Wölfe, auch wenn ſie in Schafskleidern zu uns kommen.
Jmmer neue Quellen des Haſſes werden mit raſender Blind-deit aufgebohrt; immer neue Waſſer der Lüge aus Felſen d
ſchlagen. Und jede Lüge, die geglaubt wird, verwandelt ſich
in eine ſchauervoll furchtbare Urſache neuer Greueltaten, neuen
Entſetzens. Abgehackte Kinderhände, abgeſchnittene Frauen
brüſte, gekreuzigte Gefangene aus nichts als blutrünſtigerPhontaſte ac&Len Wahngebilde unſern unglücklichen
Kolonialdeutſchen hält ſie der franzöſiſche Gefangenenkom-
mandant im ſchrecklichen Dahomey vor, als ob das alles ver
bürgteſte Wirklichkeit wäre und all ſeine eigene maßloſe Grau-
ſamkeit findet in jenen Lügen rung n Rechtfertigung.
Völkerbund, Völkerbund, ſo klingt es aus Reden und Zeitungen.
Und iſt doch nur eine Fata Morgana in der grauenvollen
Wüſte des Krieges. Jn Wirklichkeit wird der Haß gepredigt,
ezüchtet, geprieſen, bis zum Jrrſinn: wütender, tobender,büt- und mordgieriger Völkerhaß!“

Der Zweck ſolcher Uebung iſt leicht zu erraten. Die Tat-
ſache, daß Amerika in der letzten, Deutſchland nicht gerade
günſtigen Phaſe des Krieges entſcheidend mitgewirkt hat, be
ſagt alles. Aber iſt das nicht gleichbedeutend mit einer Ver
höhnung des Gedankens vom Pölkerbund? Es iſt ein Rück
fall in die ſchlimmſten Verirrungen der deutſchen Preſſe
bei Beginn des Weltkrieges, was die H. N. da ihren Leſern zu

t
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bieten ſich erlaubten. Erſchwerend iſt, daß das Beſprochene im
lokalen Teil erſchien, und nicht im politiſchen, trotzdem es
hochpolitiſcher Natur iſt. Denn auch dafür kennt man
die Gründe: ſolche Hetzarbeit paßt nicht gut in den Film, den
P. herunterkurbelt und der als Hauptſtücke meiſt Wortbilder
zeigt, in denen Konzeſſionen an die Unzufriedenen gemacht

r b das die Leſer des Blattes nichtmerken

Kleinhandels Verkaufspreiſe für eingelegte Gurken.
Von dem Kriegsernährungsamte ſind in Verbindung mit der

Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt Richtpreiſe für Salz und Eſſig
gurken inländiſcher Herkunft feſtgeſtellt worden. Danach betragen
die angemeſſenen Kleinhandels Verkaufspreiſe für das Stück

Sorte I II IIIA. Für die in folgenden Erzeugergebieten

eingelegten Gurken: Pfg. Pfg. Pfg.Lübbenau 20Calbe, Naumburg o e 26 20 eLiegnitz, Großengotiern 23 23 112Aus allen anderen Gebieten mit Ausnahme

von Süddeutſchland 26 29B. Für die außerhalb der Erzeugergebiete ein
gelegten Gurken, ſtammend aus den Er-
zeugergebieten von

Lübbenau 53 23Calbe, Naumburg 29 22 wennDiegnitz, Großengottern 26 26 156
Aus allen anderen Gebieten mit Ausnahme

von Süddeutſchland 29 22
Für Süddeutſchland:

A4. Für die in den Erzeugergebieten eingelegten Gurken
nicht unter nicht unter nicht unter nicht unter von 12 em an

cm 6 cm 8 cm 10 cm Sorte I Sorte II9 Pfg. 13 Pfg. 15 Pfg. 17 Pfg. 23 Pfg. 12 Pfg.
B. Für die außerhalb der Erzenugergebiete eingelegten Gurken

nicht unter nicht unter nicht unter nicht unter von 12 em an
4 cm 6 cm 8 cm 10 em Sorte I Sorte II10 Pfg. 14 Pfg. 16 Pfg. 19 Pfg. 26 Pfg. 15 Pfg.

Dieſe Methode der verſchiedenartigen Feſtſetzung von Höchſt
preiſen auf Grund der Herkunft der Gurken öffnet dem Schwindel
Tür und Tor und erleichtert ihn in nie geahnter Weiſe. Wer
ſoll denn als Käufer nachprüfen können, wo eine ſaure Gurke
gewachſen und wo ſie in die Tunke gelegt worden iſt? Der
Preisordnungsverſuch von Kriegsernährungsamt und Gemüſe-
Reichsſtelle gegenüber der ſauren Gurken mutet wirklich wie ein
ſchlechter Scherz aus der Sauregurkenzeit an.

Taſchenſpielereien. Die Volksſtimme hat über die öffent-
liche Gewerkſchaftsverſammlung vom Freitag einen Bericht ge
bracht, der in ſeinem entſcheidenden Teil dem wirklichen Ver
laufe der Zuſammenkunft nicht im mindeſten entſpricht.
beſondere iſt es ein ſtarkes Stück, zu behaupten, die Reſolu-
tion des Vorſitzenden ſei mit der von Kilian vorge-
ſchlagenen Srgänzun nahezu einſtimmig angenom-
men worden. Wir haben am Sonnabend beide Reſolutionen
abgedruckt, und daraus haben unſere Leſer ſchon feſtſtellen kön
nen, daß ſie zwar die Einleitung gemeinſam hatten, aber in den
Hauptſätzen ſtark e e nsbeſondere vertrat
die angenommene Reſolution Kilian die t
nach Arbeiterkammern, während die ebenſo einmütig (g die
Stimmen von Strehler und Kleeis) verworfene Vorſtandsreſo-
lution ſich im letzten Satz mit paritätiſchen Arbeitskammern
zufrieden gab, die bisher von den freien Gewerkſchaften ver
worfen worden waren. Wir hätten nicht geglaubt, daß irgend
jemand auf den Gedanken kommen könnte, über die Verſamm
lung, die eine glatte Niederlage der gewerkſchaftlichen
Jnſtanzenpolitik und eine ſehr deutliche de hnuns der Vorſghereſoiniten bedeutete, zu berichten, als ſei es ein Erfolg
ür die verantwortlichen Veranſtalter geweſen. Das iſt, wie

geſagt. e 5 ſtarkes Stück; aber man wundert ſich bald über
nichts mehr.

Der neue, erhöhte Brotyreis iſt geſtern in Kraft getreten.Wir zahlen jetzt für das war brot, das im Friedensjahre
60 Pfennig koſtete, 90 Pfennig, alſo 50 Prozent mehr. Außer
dem wog das Brot im Frieden vier Pfund, jetzt nur noch drei
einhalb macht eine weitere Preisſteigerung von 122 Proz.
Und dann müſſen wir das Schrot mit eſſen und es läßt außer
dem die Qualität des Brotes vielfach ſehr zu wünſchen übrig.
Aber das iſt die Buga zur Verteuerung um Zweidrittel des
früheren Preiſes. ch darüber zu murren hat ſich die Be-
völkerung n abgewöhnt; ſie iſt ja froh, wenn ſie nur immer
Brot zu eſſen hat.Wie uns von amtlicher Stelle mitgeteilt wird, kann eine
Heraufſetzung der Brotration für unſere Stadt erſt
in einigen Wochen eintreten. Die den Kommunalbver-
bänden zugeteilten Brotſtreckungsmittel e am 1. i 1918
in Wegfall gekommen. Die Brotration hätte daher für V
von dieſem Tag ab entſprechend der von der Reichsgetreideſtellezugeteilten Mehlmenge unter Zuhilfenahme der noch vorhande
nen Vorräte unter 1600 Gramm herabgeſetzt werden müſſen.
Da die Kartoffelzufuhr für die ſtädtiſche Bevölkerung von aus
wärts gerade im Juli eine wenig befriedigende war, war damals
eine derartige Herabſetzung der Brotmenge nicht angängig. Die
bisherige Brotration von 1750 Gramm wurde vielmehr beibe-
halten. Die fehlende Mehlmenge konnte nur durch eine vor
zeitige Mitinanſpruchnahme des für die nächſtfolgenden Wochen
bereits angelieferten Mehles verfügbar gemacht werden. Dieſe
Mengen müſſen wieder eingeſpart werden, um die regelmäßige
Brot und W der Stadt für die Zukunft nicht zu
gefährden. Der durch die Einſparung für den Kopf gegen
wärtig Pfund betragende Ausfall an Brot kann von der Be
völkerung gegenüber der eine unter erheblich ungünſtigeren
Lebensverhältniſſen drohenden höheren Kürzung der Brotmenge
verhältnismäßig leichter getragen werden, da jetzt Kartoffeln
reichlich zur ſrfügne ehen. Falls andere Kommunalver
bände eine höhere Brotmenge als 1875 Gramm gewähren, ſo
ſind dies entweder ländliche Kreiſe, die Selbſtwirtſchaft treiben,
und daher größere Mehlmengen r ung haben, oderKreiſe, die bei der Brotzuteilung Kinder Erwachſene ver
edengrüg bemeſſen; von einer Maßnahme der edachten
rt iſt aber für Stadt im Jntereſſe einer ausreichendew

Broternährung der heranwachſenden Jugend Abſtand genommen
worden.

Die Reiſebrotmarken. Seit 19. Auguſt iſt die auf die Reichs
Reiſebrotmarken für den Kopf entfallende Gebäckmenge von 200
auf 250 Gramm erhöht. Dehnt ſich eine am 9. Auguſt begonnene
Reiſe über den 19. Auguſt aus, ſo erhält der Reiſende bis zum
18 h einſchließlich 4, für die ſpätere Zeit 5 ReichsReiſe-
bhrotmarken.,

et r Rückſichtsloſigkeit wird in einemSprechſaalartikel der Saalegztg. bloßgeſtellt. Darin teilt eine
Frau mit, daß drei Kriegerfamilien mit re en Kindern
aus einem Hauſe ausgemietet wurden, in dem zukünftig eine
evangeliſch- ſoziale Frauenſchule
werden ſoll.

Eines gefälſchten Lebensmittelſcheines bediente ſich am
27. April beim Einkauf von Eiern in der Talamtſchule eine
Frau N. geb. M. Sie hat nur für zwei Perſonen Lebensmittel
u erhalten; ſetzte aber vor die 2 in der Syalte „Zahl der
erſonen des Haushalts“ eine 1, ſo daß 18 daraus wurden

untergebracht



Die Fälſchung war zu auffällig und wurde ſofort entdeckt.
Die Strafkammer verurteilte die unbeſcholte e Angeklagte
wegen Urkundenfälſchung zu zwei Monaten Gefäng-
ni s.

Erſatzbeſchaffung für Einrichtungsgegenſtände. Eine amt-
liche Kundmachung beſagt: Die Bekanntmachung vom 26. März
19i8 verlangt für eine große Zahl von Gegenſtänden Abgabe ohne
Erſatzbeſchaffung; deshalb müſſen dieſe Gegenſtände gemäß der
ergangenen Aufforderung abgeliert werden, auch wenn kein Erſatz
zur Stelle iſt. Dieſe Forderung erklärt ſich daraus, daß die
Sparmetalle zwar nötig gebraucht werden, die Erſatzteile aber
erſt ſpäter beſchafft werden können. Wer ſich ſchon jetzt Erſatz
be fen kann, möge dies tun, jeder ſollte aber ſeine Anſprüched Mindermaß beſchränken.

GGefunden. Jn der Zeit vom 1. bis 15. Auguſt ſind als ge
funden bei der Polizei abgegeben oder angemeldet worden:
4 Geldtäſchchen mit Jnhalt, 1 Perlenhalskette, 1 Einkaufstaſche
mit Jnhalt, 1 Kinderjäckchen. 1 Taſchentuch, 2 Regenſchirme,
1 Karton mit Vrkleidungsſtücken und Spielzeug, mehrere
Schlüſſel. Die Eigentümer werden aufgefordert, ihre Rechte
innerhalv ſechs Monaten im Volizeiverwaltungsbureau, Drey-
hauptſtratze Zimmer 100, geltend zu machen. Die nicht zurück
geſorderien Gegenſtände werden an die Armenverwaltung oder
an den Finder abgegeben werden.

Dreitauſend Mark geſtohlen. Einem in der Triftſtraße
wohnhaften Fuhrwerlsbeſitzer wurden in der Nacht zum Montag

aus einem Schrank, an dem der Schlüſiel ſtecken geblieben war,
5155 Mark und eine alte ſchwarze Geldtaſche geſtohlen. Der
Dieh gelangte durch Eindrücken einer Fenſterſcheibe in die
Wohnung.

Entendiebe auf der Flucht. Jn der vergangenen Nacht wur
den von Polizeibeamten an der Ecke der Seebener und Mötz-

Die beiden Männer waren im
derſelben trug dunkle Hoſe un vraunes Jackett.

Der Bock als Gärtner. Ein Flurwächter wurde an der
Deſſauer Straße dabei betroffen, wie er von einem dort befind-
lichen Feld Jehren abſchnitt. Die Aehren wurden ihm abge-
nommen.

Ammendorf. Parteiverſammlung. Der Sozialdemo-
krattſche Verein Halle-Saalkreis U. S. P. D. hatte zum Sonntag
nachmittag nach dem Dreierhaus in Oſendorf nach langer Pauſe
eine Mitgliederverſammlung einberufen, in der zum Landtags-
und Frauenwahlrecht Stellung genommen werden ſollte. Wie
der Einberufer, Gen. Hildebrandt, mitteilte, ſollte die Verſamm-
lung bereits Ende Mai ſtattfinden. Sie war dann auch im Juligenehmigt, mußte der Referentin, Gen. Hennig, wegen jedoch
nochmals verſchoben werden. Jedoch auch jetzt ſei die Genoſſin
H. noch krank und habe er, Hildebrandt, die Genehmigung in
letzten Stunde erhalten, an Stelle von Frau Hennig das Thema
zu behandeln. Zur Sache ſchilderte Redner an Hand der ge-
nehmigten Rededispoſition den Kampf, den die Sozialdemokratie

Jahren für Einführung des allgemeinen, gleichen, geheimen
und direkten Wahlrechts für den preußiſchen Landtag geführt
hat. Dann beſprach er kurz das jetzige Dreiklaſſenwahrrecht,
um dann die Regierungsvorlage den Verſammelten zu erläutern.
Weiter ſchilderte Redner die Oppoſition, die von den Konſer-
vativen und einem Teile der Nationalliberalen gegen die Vor-
lage einfetzte, wie ſchkreßlich das Zentrum die ſogenannten
„Sicherungen“ beantragte und der nationalliberale Lohmann
das Mehrſtimmenſyſtem in Vorſchlag brachte. Der Kuhhandel
in den verſchiedenen Leſungen habe dieſes Mehrſtimmenrecht
auch ian Landtag zur Annahme gebracht. Zu allem Ueberfluß
ſeien dann noch die Vorlagen zur Kräftigung der RechtS W 4 e desHerrenhauſes beſchloſſen worden. Gegen derartige Geſetze gabe

ſelbſtverſtändlich die Fraktion der Unabhängigen Sozialdemo-
kratie Stellung nehmen müſſen. Kurz erläuterte Redner noch
die Not wendigkeit der Einführung des Frauenwahlrechts. Von
einer Beſchlußfafſſung nahm die Verſammlung Abſtand, da da-

doch die Stellung der geſetzgebenden Körperſchaften zurzeit
nicht zu beeinfluſſen fei. Jn Anbetracht der wichtigen Tagesord-nung hätte die Verſammlung beſſer beſucht ſein können. Be-
ſonders die Frauen waren faſt gar nicht vertreten, trotzdem
doch die Verſammlung zum Frauenwahlrecht Stellung nehmen
ſollte.

Treibriemendiebſtahl. Aus dem Maſchinenhauſe der Maſchinen und Feilenfabrik iſt vorige Woche der
15 Meter lange Hauptantriebsriemen geſtohlen worden.

Aus der Provinz.
„Opferſinn“ der Milchlieferanten.

Gegen die in Merſeburg vor einiger Zeit eingerichtete
Bezirksmolkerei waren Vorwürfe erhoben worden in
der Richtung, daß ſich ſeit ihrer Tätigkeit die Verſorgungs-
verhältniſſe der Stadt Merſeburg verſchlechtert hätten,
ren das Gegenteil angekündigt worden war. Nachdem

n in der letzten Stadtverordnetenſitzung die Vorwürfe
zurückgewieſen worden waren, veröffentlicht anſcheinend
die Aufſichtsbehörde der Molkerei in den Merſeburger
Zeitungen eine längere Aufklärung, in der Tatſachen mit-
geteilt werden, die den „Opferſiinn“ gewiſſer Landwirte
geſütra? eigenartigen Lichte erſcheinen laſſen: Es wird aus-
geführt:

„Nicht vergeſſen darf werden, daß eine Zwangsmolkerei zu-
nächſt mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen hat,
weil die Landwirte, die nun zwangsweiſe ihre Milch an
die Molkerei abliefern müſſen und denen die Butterfäſſer ge-
ſchloſſen ſind, der Einrichtung einen paſſiven Wider-
ſtand entgegenſetzen. Sie glauben jetzt oft, an der Milch-
ablieferung überhaupt kein Jntereſſe mehr haben zu können,
und er ſchweren die Abholung, auch vermindern
ſie die Erzeugung. Die Landwirte laſſen dabei ganz
außer acht, daß durch eine mangelhafte Ernährung der Jndu-
ftrie- und beſonders der Rüſtungsarbeiter und auch der übrigen
Bevölkerung die allgemeinen Jntereſſen des Vaterlandes auf
das Schwerſte gefährdet werden. Nicht nur der ſchlechtere

Ernährungszuſtand der Arbeiter kommt hier in
Betracht, ſondern auch die Verärgerung und Mißſtimmung und
die künftliche Hochzüchtung eines ſtarken Gegenſatzes zwiſchen
Stadt und Land. Es wird nicht verkannt, daß ein derartiger
zwangsweiſer Anſchluß für die Landwirte eine Härte bedeutet.
Er war aber notwendig, um eben die allgemeine Verſorgung

zu deſſern. Daß diefes Ziel erreicht wird, ſchon jetzt, trotz
des beſtehenden Widerſtandes der Landwirte,
wird am beſten dadurch bewieſen, daß eben durch Einrichtung

der Molkerei der Fehlbetrag an Milch in der Stadt Merſeburg
befeitigt werden konnte und außerdem noch Verteilung von
Quark und künftig Magermilch in Mengen, tvie bisher nie
möglich, erfolgen wird.

Und da behaupten gewiſſe landwirtſchaftliche Kreiſe immer,
es würde ohne Zwangswirtſchaft um die Volksernährung
beſſer beſtellt ſein! Die Merſeburger Kundgebung zur

Rechtfertigung der öffentlichen Molkerei beweiſt wieder ein-
mal, daß das Gegenteil richtig iſt.

Merſeburg-Leuna. Der Zweigverein Merſeburg
des Deutſchen Bauarbeiter- Verbandes hielt am
15. Auguſt im r Saal des Tivoli eine ſehr ſtark beſuchte
außerordentliche Mitgliederverſammlung ab. Vor Eintritt in
die Tagesordnung erhoben ſich die Anweſenden zu Ehren der
verſtorbenen Mitglieder Joſ. Cygon, Erich Kirſchke, Albert För-
ſter und Albert Ziebart von ihren Plätzen. Sodann behandelte

Kollege Winnig vom Hauptvorſtand in r Rede
die gegenwärtige Teuerung, ihre Entſtehung und Bekämpfung.
Der Referent führte, nachdem er die Teuerung und den Preis-
wucher geſchildert hatte, aus: Der Mißmut über die großen
Differenzen zwiſchen Lebenskoſten und Lohneinkommen der bau-
gewerblichen Arbeiter ſei außerordentlich groß. Der Verbands
vorſtand hat bis jetzt nichts unverſucht gelaſſen, weitere Teue-
rungszulagen für die Mitglieder zu erreichen. Unter dem
20. Juli d. J. hat er eine Eingabe an den Arbeitgeberbund für
das Baugewerbe und an das Reichswirtſchaftsamt gerichtet,zwecks Anbahnung neuer Verhandlungen bezüglich weiterer
Teuerungszulagen. Der Arbeitgeberbund hat unter dem 24. Juli
folgende Antwort geſandt: „Den von Jhnen geſtellten Antrag,
ſchnellſtens zu neuen Verhandlungen über eine neue Teuerungs-
zulage unter Mitwirkung des Reichswirtſchaftsamts zuſammen-
zutreten, müſſen wir zu unſerem Bedauern ablehnen.“ (Siehe
Grundſtein Nr. 31). Der Redner kommt zu dem Schluß daß,
wenn die baugewerblichen Arbeiter den ernſten, feſten Willen
haben, ihre berechtigten Wünſche auf weitere Teuerungszulagen
durchzuſetzen, vor allen Dingen eine Einigkeit, Diſziplin und
ſortgeſetzte Erſtarkung der Organiſation dringend notwendig
ſei. Jm Handeln liege die Macht der Arbeiter. (Lebh. Beifall.)
Sämtliche Diskuſſionsredner ſtimmten den Ausführungen Win-
nigs zu, erklärten aber, daß die bis jetzt erreichten Teuerungs-
zulagen nur ein Tropfen auf den heißen Stein ſeien. Man
müſſe bedenken, daß die übergroße Mehrzahl der auf dem Leuna
werk beſchäftigten Bauarbeiter zweierlei Haushaltungen zu
führen hätten. Wie ſtark ſich die Tenerung bemerkbar macht,
erſieht man daraus, daß heute Familien für eine Mahlzeit Ge
müſe denſelben Preis, oft ſogar noch mehr anlegen müſſen, wie
in Friedenszeiten für die ganze Woche. Um überhaupt exiſtieren
zu können, ſeien die meiſten gezwungen, Sonntagsarbeit ſowie
Neberſtunden zu leiſten. Durch dieſe lange, anſtrengende Ar-beitszeit treibt der Arbeiter einen Raubbau an ſeinem Körper,
deſſen Folgen bei der jetzigen Ernährungsweiſe er immer deut-
licher zu ſpüren bekommt. Aber auch in anderer Beziehung
wurde ſcharfe Kritik geübt: an der Haltung eines Teiles der ſo-
zialdemokratiſchen Reichstagsabgeordneten. Generalkommiſſion
und Verbandsvorſtände, die in bezug auf die Politik, Hilfs-
dienſtgeſetz und die daraus ſich ergebenden Verhältniſſe nicht in
dem Sinne der breiten Maſſe gehandelt haben. Durch die fort-

7 Sv e 3 t v x r w.v R Wx S e rJ t v r TVolksblatt
iſt das Blatt des
werktätigen Volkes

der arbeitenden Klaſſen, die ſich nach dem Frieden

ſehnen. Das „Volksblatt“ wirkt für ihn am ent-
ſchiedenſten. Es iſt nicht gebunden an materielle Rück-
ſichten beſtimmter Kreiſe, die einen „deutſchen Frieden“
wollen. Es will Völkerverſtändigung, keine Unterdrückung,

es will keine Annektionen, ſondern das Selbſtbeſtimmungs-

recht der Völker; es kämpft damit für einen dauernden

Frieden und nicht für eine nur vorübergehende Waffen
ruhe. Wer gleichen Sinnes iſt, muß mit dem „Volks-
blatt“ Schulter an Schulter fechten. Vor allem darf

das Volksblatt in keinem
Arbeiterhaushalte fehlen!

Arbeiter, Handwerker und Kleinbürger ſpüren die Folgen
des Krieges am ſtärkſten. Sie haben das größte Intereſſe

an der Beendigung des Krieges und an einem Frieden,
der die Wiederkehr ſolcher entſetzlichen Ereigniſſe ausſchließt.

Sie haben alſo auch das größte Jntereſſe an der weiteſten

Verbreitung einer Zeitung, die unbeirrt dieſem Ziele
zuſtrebt.

Arbeiter in Stadt und Land

e

geſetzte im Schnellzugstempo ſteigende Teuerung ſei es unbe-kg notwendig, daß auf ſchnellſtem Wege weitere Teuerungs-

z erreicht werden, damit nicht der Arbeiter ganz dem
Ruin entgegengehe. Einſtimmig angenommen wurde eine aus
der Verſammlung geſtellte Entſchließung „Die auf dem
Leunawerk beſchäftigten Mitglieder des Deutſchen Bauarbeiter-
verbandes (Verein Merſeburg) erklären in der am 15. Auguſt
tagenden Verſammlung, die heute gezahlten Teuerungszulagen
für durchaus ungenügend; die fortſchreitende Steigerung der
Preiſe aller Lebensmittel und anderer lebensnötiger Waren
fordert gebieteriſch die Erhöhung der Zulagen. Die Verſamm-
lung beauftragt die OCrganiſationsleitung und den Arbeiteraus-
ſchuß alles zu tun, um eine Beſſerung der Lohnverhältniſſe
berbeizuführen Im 2. Punkt: Abrechnung vom 2. Quartal
1918 ergeben nahmen und Ausgaben der Hauptkaſſe
12 215,65 Mk. Die Lokalkaſſe hatte eine Einnahme einſchließlich
Kaſſenbeſtand von 14 245,15 Mk. eine Ausgabe von 3060,51 Mk.
Es bleibt ſomit ein Kaſſenbeſtand von 11 184,64 Mk. Die Mit-
gliederzahl betrug am Schluſſe des 2. Quartals 1723. Der
Geſchäftsführer, Kollege Deege, gab noch einen Ueberblick über
die gegenwärtige Bautätigkeit im Bezirk Merſeburg. Jn
Groß-Kayna ſeien die Bauten fertiggeſtellt. Jn Mücheln (Bau-ſtelle Eltfe II) gehen die Arbeiten ihrer Volendung entgegen,

ſo daß eine große Aneghl der Mitglieder auf andere weit von
hier abgelegenen Krienebauten überwieſen wurden. Ferner iſt
eine Anzahl Mitglieder zum Heeresdienſt einberufen worden.
Jn aller Kürze werden aber auf dem Leunawerken große Er-
weiterungsbauten in Angriff genommen, wodurch eine größere
Anzahl Bauhandwerker wieder Beſchäftigung finden. m
Auftrage der Reviſoren beſtätigte Kollege Zorn die Richtigkeit
der Abrechnung, worauf dem Kaſſierer Entlaſtung erteilt
wurde. Jm 3. Punkt wurde der Bauhalfsarbeiter Wilhelm
Decker aus Halle, welcher auf dem Leunawerk arbeitet, aus
dem Verband ausgeſchloſſen. weil er einem Baudelegierten
gelegentlich einer Büe ntrolle bei der Staatsanwaltſchaft
wegen NMtigung und Körververletzung denunziert hatte. Der
Baudelegierte wurde aber freigeſprochen. Zum Schluß er-
mahnte der Vorſitzende Kollege Hartwig die Anweſenden, daß
ein jeder mit erhöhter Ueberzeugungstreue und Opfermut ſeine
Pflicht tun müſſe. Ein jeder Kollege muß agitatoriſch wirken,
die Un organiſierten dem Verbande zuführen, und dafür ſorgen.
daß auf jeder Bauſtelle ein Vaudelegierter gewählt wird. Dievom illtar zur Arbeit kommandierten haben die Pflicht, ſich

im Verbande wieder anzumelden. Hierauf wurde die ſehr an
regend verlaufene Verſammlung geſchloſſen.

nachmittagMerſeburg. Stadtrat Thiele iſt Montvon Echlaganfall betroffen worden und geſtorben.

Die Fettration für die laufende Woche iſt auf
Gramm feſtgeſetzt. Zuſatzberechtigte erhalten 60 Gramm

Die Säuglingsmilch wird von heute Dienstag
an in der Säuglingsmilchſtelle (Schwalbe, Burgſtraße 14) von
vormittags 9 Uhr an ausgegeben.

Ein Schadenfeuer entſtand am Sonntag infolge
Unachtſamkeit des Dienſtmädchens im ad c grünen
Linde. Das Stallgebäude brannte nieder; das Saalgebä
das ebenfalls gefährdet war, konnte durch die Feuerwehr ge
rettet werden.

Noch einmal: Dr. Dieck. In das Güterrechtsregiſter
beim Amtsgericht Merſeburg iſt am 31. Juli W irr; ein
etragen: Der Rittergutsbeſitzer Dr. Geor ieck und
eine Frau Valerie geb. Jordan in Zöſchen haben durch Ver-

trag vom 20. Juli 1918 die Verwaltung und Nutznießung
des Mannes ausgeſchloſſen.

Schkeuditz. Aus der Partei. Jn der letzten Mitglieder-
verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins erſtattete Ge-
noſſe Sämiſch den Jahresbericht des Kreiſes. Aus der leb
haften Diskuſſion ging hervor, daß man mit der Tätigkeit dez
Sekretärs einverſtanden iſt. Mehrere Redner beſprachen die
Notwendigkeit der Beitragserhöhnng und wünſchten, daß ſich
der Kreisvorſtand in nächſter Zeit mit dieſer Frage beſchä tigen
ſoll. Ferner wurde beſchloſſen, in eine lebhafte Agitation ein
zutreten, um den Verſammlungsbeſuch zu erhöhen. n
nächſten Verſammlurg, welche vorausſichtlich am 14. September
ſtattfindet, wird Gen. Schulze über das für unſeren Ort jetzt
aktuelle Thema Unſere Volksſchule ſprechen.

Verkauf von Marmelade. Die Naterialwaren-
geſchäfte verkaufen am Mittwoch auf jeden Quittungsabſchnit
28 B drei Zehntel Pfund Auslandsmarmelade für 54 Pf. BVi
einſchließlich Freitag nicht eingelöſte Quittungsabſchnitte ver
fallen.

BVeſcheidene Fettrationen. Jn der ſtädtiſchen
Butterverkaufsſtelle gibt es Freitag und Sonnabend 25 Gramm
Butter für 16 Pf. und 25 Gramm Feintalg für 12 Pf. auf
Stadtbuttermarke 44, 50 Gramm Butter für 31 Pf. auf eine

Buttermarke K, 50 Gramm Feintalg für 24 Pf. auf eine ab-
geſtemvelte Zuſatzfettmarke des Kreiſes Merſeburg und auf
eine abgeſtempelte Buttermarke G, 50 Gramm Margarine für
20 Pf. auf eine nicht abgeſtempelte Buttermarke G. Die vom
Kreiſe für dieſe Woche zur Verteilung zu bringende Fettmenge
beträgt 40 Gramm. Die vom Magiſtrat laut Bekanntmachung
vom 7. d. M. zur Nachlieferung kommenden 10 Gramm Butter
ſind in den obengenannten Fettmengen mit enthalten.

Laucha a. U. Stadtgutsbeſitzer Karl Oertel iſt
70 Jahre alt, geſtorben. t

Eisleben. Leichenfund auf dem Bahnhofe. Sonn
tag vormittag wurde am weſtlichen Waſſergraben in Gleis
des hieſigen Vahnhofes die Leiche eines Soldaten aufgefunden,
Zweifellos iſt der Tote zugehörig geweſen einem Truppenteil,
der mit Sonderzug r 3 Uhr unſere Station paſſierte,
Ob ein Unglück oder Selbſtmord vorliegt, konnte noch nicht auf
geklärt werden.

Leimbach. Er wollte nicht wieder ins Feld. Der
Gaſtwirt S. von hier, der bei einem Truppenteil im Oſten im
Felde ſtand, hatte einen Heimatsurlaub 8 Als er trotz
Aufforderung nicht vom Urlaub zurückkehrte, wurde er von
Angehörigen ſeines Truppenteils abgeholt. Es gela x
da er zu Hauſe noch dringend nötig ſei, e
gleitung eines Soldaten Urlaub hierher zu erhalten. Hier
hat er ſich nun in der Nacht in ſeinem Zimmer erhängt.

Bitterfeld. Errichtung W rnebenſtelle. Die Kriegsamtſtelle Magdeburg richtet am
1. September hier in Bitterfeld eine Frauenarbeitsnebenſtele
ein, welche die Kreiſe Bitterfeld, Wittenberg, Delitzſch, Torgau,
Liebenwerda und Schweinitz umfaſſen ſoll. Als deren Leiterin
iſt Suſanne Haacke aus Delitzſch in a genommen.

S 3Zucht haus für Rückfallsdiebſtahl. Der Mon-
teur Erich Wieczorek und der noch jugendliche Arbeiter
Friedrich B. in Bitterfeld waren in den Elektronwerken
dort beſchäftigt und beſchuldigt, Kupfer entwendet zu haben,
von dem der Erſtgenannte aber angibt, es nur zur Ausbeſſe
rung im Jntereſſe des Werkes genommen zu haben, eine Aus-
rede, die das Gericht ihm nicht glaubt. Da W. ſchon mehrfach
und erheblich beſtraft iſt, verurteilt ihn die Strafkammer Halle
wegen Diebſtahls im ſtrafſchärfenden Rückfalle zu einer n
hausſtrafe von zwei Jahren und Verluſt der bürgerlichen
Ehrenrechte auf die Dauer von 5 Jahren. Der jugendliche B.
iſt von W. verführt worden und noch nicht beſtraft; es wird
ihm noch zur Laſt gelegt, zweimal einen Schein dadurch ge
fälſcht zu haben. daß er nachträglich eine Rolle Bindfaden ein
geſchrieben hat, die er ſich auf unrechtmäßige Weiſe verſchaffen
wollte. Der jugendliche Sünder erhält unter Zubilligung
mildernder Umſtände eine Gefängnisſtrafe von drei Monaten
Beiden Verurkeilten, die die Strafe annehmen, werden zwei
Monate der Unterſuchungshaft angerechnet.

Die Brotration im Kreiſe. Vom 19. Auguſt ab
werden pro Perſon und Woche wieder 4 Pfund Brot abgegeben.
Die jetzt beſtehenden Brotkarten behalten ihre Gültigkeit bis

September 1918. Trotz des Aufdrucks ſind zu geben: auf
eine Brotmarke (1. Abſchnitt der Brotkarte) 500 Gramm
Schwarzbrot oder 350 Gr. Mehl (Weizen 94proz., Roggen
(Miſch-) 94proz. oder Gerſtenmehl), 420 Gr. Weißbrot aus
94proz. Mehl; auf eine Brotzuſatzkarte: 350 Gr. Schwarzbrot
oder 235 Gr. Mehl- (Weizen 94proz., Roggen (Miſch) 94proz.
oder Gerſtenmehl. auf eine Weißbrotkarke: 450 Gr. Weißbrot
aus Mehl niedriger Ausmahlung, oder 850 Gr. Weizenmehl
niedriger Ausmahlung.

Zſchornewitz. Diebſtahl. Drei Anzüge, zwei Pellerinen
und 220 Mark in bar wurden einem Arbeiter geſtohlen. Der
Täter wurde nicht ermittelt; der Gendarm hat, trotzdem ihm
der Diebſtahl ſofort gemeldet worden war, überhaupt noch nicht
eingegriffen

Gräfenhainichenr. Eine Geheimſchlächteret wurde
in der Birnbaummühle entdeckt und ausgehoben. Drei Be
teiligte waren verhaftet, ſind inzwiſchen aber wieder entlaſſen
worden, nachdem ſie den Vieh und Fleiſchſchleichhandel ein
geſtanden haben.

Wittenberg. Frühkartoffel-VPerſorgung. Einen
Vorſchlag zur Regelung der b noch immer unzulänglichen
Verſorgung mit Frühkartoffeln im Kreiſe Wittenberg macht
jemand im Tageblatt. Er ſchreibt: „Da auf dem Lande faſt
jede Familie ihre Kartoffeln ſelbſt erntet, ſo erſcheint dieſe
Regelung in dieſer Hinſicht ſchließlich nur für Wittenberg,
Kleinwittenberg, Pieſteritz und die beiden umliegenden großen
Werke erforderlich. Am beſten wird dies aber nur dadurch
geſchehen können, wenn alle Landgemeinden des Kreiſes ge
zwungen werden, jede Woche an beſtimmten Tagen eine gewiſſe
Menge an die bezeichneten Verkaufsſtellen zu liefern. enn
die in Frage kommende Kopfzahhl 50 000 betragen würde, ſo
müßten bei 7 Pfund pro Kopf 3500 Zentner pro Woche ge
liefert werden. Da zum Kreiſe Wittenberg bedeutend mehr
als 109 Landgemeinden gehören, ſo würde jede derſelben pro
Woche zirka 30 Zentner zu liefern haben. Dieſe Menge wird
faſt jede Landgemeinde mit Leichtigkeit aufbringen können.
Sollten ein paar kleine Gemeinden nicht ganz ſo viel liefern
können, ſo gibt es im Kreiſe Gemeinden genug, die das Zehn-
fache leiſten könnten. Bei Mangel an Frühkartoffeln werden
jetzt auch ſchon einige Sorten von Spätkartoffeln geliefert
werden können. Bei den jetzt beſtehenden Beſtimmungen wird
wohl kaum eine geregelte Kartoffelverſorgung herbeigeführt
werden kön ien, da ſich immer ein Erzeuger auf den andern
verläßt und faſt keiner für den feſtgeſetzten Höchſtpreis Kar

toffeln verkaufen möchte.
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